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Kirchliche Behörden und Institutionen I: Die Bischöfe und die 
Diözesanverwaltungen.1 
 

Das kirchliche Recht 

Behörden sind Einrichtungen, die befugt sind, einseitig verbindliche Rechtsakte aufgrund von 

Gesetzen zu setzen. Der Verwaltungsakt schafft Recht für den Einzelfall. Abgesehen davon, dass 

kirchliche Einrichtungen in Österreich im Lauf ihrer Geschichte häufig öffentlich-rechtliche 

Aufgaben übernommen haben, kennt die Katholische Kirche auch ihr eigenes Recht. Das 

kirchliche Gesetzbuch ist der Codex Iuris Canonici. Der aktuell gültige CIC trat am 27. 11. 

1983 in Kraft. 

Am Beginn der Kodifizierung kirchlichen Rechts standen Sammlungen mittelalterlicher 

Rechtsquellen, der Corpus Iuris Canonici. In der Hauptsache handelte es sich um 

Dekretalenrecht, also um Sammlungen päpstlicher Reskripte. Als Hilfsmittel für Gelehrte des 

kanonischen Rechts und als Behelfe für das Rechtsstudium erschienen in der frühen Neuzeit 

nach Materien geordnete Publikationen. Eine Redaktion und Kodifizierung aller Normen 

kanonischen Rechts erfolgte mit dem CIC von 1917. Der Wunsch nach einer Revision wurde 

bereits beim 2. Vatikanischen Konzil (1962-1965) geäußert und eine päpstliche 

Reformkommission eingesetzt. Der CIC ist das Gesetzbuch der Kirche des lateinischen Ritus, er 

gilt für alle Angehörigen der katholischen Kirche. Der CIC 1983 ist ekklesiologisch vom 2. 

Vaticanum geprägt, betont die Bedeutung der Ortskirchen und stärkt das Bischofsamt. 

Formen kirchlicher Verwaltungsakte: 

 Einzeldekret: eine nicht antragsbedürftige Entscheidung der Exekutivgewalt (entspricht 

einer Verordnung). 

 Reskript: eine antragsbedürftige Entscheidung (entspricht einem Bescheid). 

 Privileg: ein Gnadenerweis in Form eines Reskripts zugunsten einer persönlichen oder 

juristischen Person. 

 Dispens: die Befreiung von der Verpflichtung eines kirchlichen Gesetzes für einen 

besonderen Fall.  

 
1 Der Abschnitt über die „kirchlichen Behörden“ behandelt die Einrichtungen der katholischen Kirche in Österreich 
und ihre neuzeitliche Entwicklung. 
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Erzbischof und Metropolit 

Der älteste bestehende Bischofssitz im heutigen Österreich ist Salzburg. Der Bischof von 

Salzburg ist seit 798 Erzbischof und Metropolit. Der Metropolit steht einer Kirchenprovinz 

vor. Die Kirchenprovinz besteht aus mehreren Bistümern. 

Unterscheide: Erzstift = Gebiet des Reichsfürstentums Salzburg. 

Kirchenprovinz = kirchliche Zugehörigkeit innerhalb der Grenzen der Erzdiözese.  

Die dem Metropoliten unterstehenden Bischöfe werden als Suffragane bezeichnet, weil sie im 

Provinzialkonzil Stimmrecht (suffragium) hatten. Äußeres Zeichen der Würde des Erzbischofs 

ist das Pallium, es wird vom Papst verliehen. 

Rechte des Metropoliten: 

 Bestätigung der Wahl und Weihe der Suffraganbischöfe. 

 Einberufung und Leitung der Provinzialkonzilien. 

 Aufsicht über die Suffragane. 

Das Mittelalter kennt ein Visitationsrecht des Metropoliten in den Bistümern der 

Suffragane, das Konzil von Trient (1545-1563) machte allerdings eine solche Visitation 

von der Zustimmung eines Provinzialkonzils abhängig, womit das Visitationsrecht des 

Metropoliten de facto lahmgelegt wurde. Der CIC von 1983 bindet das Visitationsrecht 

des Metropoliten an die Zustimmung des Apostolischen Stuhls, das bezeugt die enge 

Bindung der heutigen Metropolitangewalt an den päpstlichen Primat. 

 Apellationsinstanz für die Diözesangerichte der Suffragane. 

Der Metropolit oder Erzbischof ist immer Inhaber eines bestimmten Bischofssitzes, an den die 

Metropolitanwürde gebunden ist.  

Päpstliche Legaten und Nuntiaturen 

Mit dem Titel des Erzbischofs von Salzburg verbinden sich noch weitere Würden: Der 

Erzbischof von Salzburg ist Legatus natus. Er hat die Befugnisse eines päpstlichen Gesandten, 

und dies nicht durch besondere Ernennung oder Beauftragung, sondern die Würde des Legaten 

ist mit der Kathedra von Salzburg verbunden. Legati nati sind nur Bischöfe, das Dekretalenrecht 

unterscheidet sie von den Legati a latere, also den von der Seite (nämlich des Bischofs von 

Rom) Entsandten in Erfüllung eines bestimmten päpstlichen Auftrags. Schon seit dem 10. 

Jahrhundert konnten die Salzburger Erzbischöfe in ihrer Kirchenprovinz in dringenden Fällen 

anstelle des Papstes Entscheidungen treffen, auch den Kirchenbann verhängen oder Gebannte 

von ihrer Kirchenstrafe lösen. Legatus natus, „geborener Gesandter“, wurden in der Regel nur 

Inhaber eines herausragenden Bistums, das einen Ehrenvorrang unter den Metropoliten hat. 
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Die ständigen päpstlichen Gesandten hatten als quasi Stellvertreter des Papstes auch das Recht, 

in die Jurisdiktion der Ortsbischöfe einzugreifen, ein Recht, das ihnen allerdings im Konzil von 

Trient beschnitten und ihnen nur in dringenden und Notfällen zugestanden wurde. Der Papst 

fand schon vor dem Konzil zu einer neuen Form des Gesandtschaftswesens, indem er eigens 

bestellte Nuntien entsandte und in den einzelnen Ländern ständige Nuntiaturen einrichtete 

(Parallele zur Stärkung der Territorialherrschaft und zur Entwicklung des Papstprimats). Die 

Lage der katholischen Kirche im Reich zur Zeit der Reformation und die Mobilisierung im 

Kampf gegen das Osmanische Reich gaben den Grund, eine Präsenz der Kurie an mehreren 

Fürstenhöfen des Reichs anzustreben. Neben der Nuntiatur, die seit 1529 am Kaiserhof bestand, 

wurde 1580 auch ein Nuntius am Grazer Hof akkreditiert. Die Grazer Nuntiatur bestand bis 

1622. Die Amtsinstruktionen, die die Nuntien aus Rom erhielten, sowie die Relationen 

(Berichte), die sie zurücksandten, geben Aufschlüsse über ihre Tätigkeit und die Kurienpolitik. 

Das Archiv der Nuntiatur von Graz wurde 1921 in das Vatikanische Archiv gebracht und bildet 

noch heute den ältesten Teil des Archivio della Nunziatura di Vienna. 

Die Aufgaben eines Nuntius liegen heute im Wesentlichen im innerkirchlichen Bereich und bei 

Konkordatsverhandlungen.  

Primas Germaniae 

Die Erzbischöfe von Salzburg tragen auch den Titel eines Primas Germaniae. Wirklich 

verliehen wurde er ihnen nie, er entspringt vielmehr dem langwierigen Streit zwischen den 

Metropoliten von Magdeburg und Salzburg um den Vorsitz auf der geistlichen Fürstenbank bei 

den Reichstagen. Nach der Säkularisation von Magdeburg (1648 wurde das Hochstift dem 

Kurfürsten von Brandenburg zugeschlagen) und dem Tod des letzten Administrators (1680) 

übernahm Salzburg Position und Titel. Der päpstliche Gerichtshof hat diese Würde 1691 

bestätigt.  

Kardinal 

Die Kardinalswürde ist kein Amt, das untrennbar mit einem Bischofssitz verbunden ist wie die 

Metropolitanwürde. Kardinäle werden vom Papst kreiert, sie bilden das höchste Regierungsgremium der 

Katholischen Kirche und sind das Wahlkollegium, das den Papst kürt. Mit der Schaffung der 

Kongregationen im 16. Jahrhundert, denen Kurienkardinäle vorstehen, hat sich Gestalt und Bedeutung 

des Kardinalats geändert. Eine beratende Versammlung der Kardinale im sogenannten ordentlichen 

Konsistorium schließt nur mehr die Kardinäle an der Kurie ein, ein Zusammentreffen aller Kardinäle 

wäre einem außerordentlichen Konsistorium vorbehalten bzw. tritt das Kollegium zum Konklave 

zusammen. 
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Konzilien und Synoden 

Konzilien sind Bischofsversammlungen, die sich in der frühen Kirche aus Lehrdisputen 

entwickeln. Im Lauf des Mittelalters setzt sich von kanonistischer Seite eine Scheidung von 

allgemeinen, universalen, ökumenischen Konzilen und von partikularen, den Provinzkonzilien 

durch. Erstrecken sich erstere auf die Gesamtkirche und werden vom Papst einberufen oder 

zumindest bestätigt, sind zweitere Versammlungen innerhalb einer Kirchenprovinz und werden 

vom Metropoliten einberufen. Die Auffassung darüber, wie hoch die Teilhabe des Konzils an der 

Regierung der Kirche ist, hat sich im Laufe der Jahrhunderte gewandelt. Die Konzile des 

Spätmittelalters hatten ein besonders ausgeprägtes Eigenbild von einem korporativen 

Leitungsgremium bis hin zur Idee des Konziliarismus, das den Vorrang des Konzils vor dem 

Papstprimat vertrat. Auch die Frage der Nationalkonzilien wurde in dieser Zeit diskutiert. Als 

ökumenische Konzilien der Neuzeit gelten das Konzil von Trient (1545-1563), das erste 

vatikanische Konzil (1869/70) und das zweite vatikanische Konzil (1962-1965). Auf der Ebene 

der einzelnen Bistümer gibt es die Diözesansynoden. Dort versammelt der Bischof den 

Diözesanklerus, seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch Laien im kirchlichen Dienst. 

Die Begriffe Konzil und Synode werden in der Kirchengeschichte lange Zeit synonym 

verwendet, heute wird der Begriff der Synode im Wesentlichen nur mehr für die Diözesansynode 

gebraucht. 

Verleihung kirchlicher Ämter 

Kanonische Wahl 

Grundsätzlich wurde ursprünglich ein kirchlicher Würdenträger durch kanonische Wahl in sein 

Amt berufen, wobei die Wahlmodalitäten der frühen Kirche nichts mit moderner Wahlarithmetik 

zu tun hatten. Wichtig war die Einhelligkeit (unanimitas), von der Überlegung ausgehend, dass 

die Wähler den finden sollen, den Gott zu diesem Amt erkoren hat. An den Domkirchen 

reduzierte sich im Lauf des Mittelalters die wählende Gruppe auf das Domkapitel. Kanon 24 des 

vierten Laterankonzils von 1215 legte fest, dass die maior et sanior pars capituli den Bischof zu 

eligieren hat. Bei der Wahl (per scrutinium, also mit geheimen Stimmzetteln) musste zum Mehr 

der Stimmen noch das Erfordernis der Saniorität treten, das heißt, die Stimmen werden nicht nur 

gezählt, sondern auch gewogen. Allerdings ist die sanior pars in heutigen kanonischen 

Wahlverfahren nicht mehr relevant. Es hat sich – hauptsächlich durch den Einfluss der 

Bettelorden – das Mehrheitsprinzip durchgesetzt.  

Bei einer Wahl per compromissum wird durch „Wahlmänner“ gewählt. Wirklich relevant ist 

dieses Wahlverfahren bei der Entwicklung der Papstwahlen geworden: die Kardinäle bilden als 

Vertreter der Kirche das Wahlgremium. 



 5 

Eine kanonische Wahl quasi per inspirationem besteht, wenn einhellig ohne Formalität 

sozusagen durch Eingebung des Hl. Geistes jemand gekürt wird. 

Postulation 

Die Verleihung eines Kirchenamts kann auch durch Postulation vorgenommen werden. Dabei 

richten die Wähler eine Wahlbitte um Verleihung eines kirchlichen Amtes zugunsten eines/r 

Kandidaten/in, für welche/n ein kanonisches Hindernis besteht, von dem aber befreit werden 

kann und zu werden pflegt. In den österreichischen Stiften der Reformationszeit, wenn aus 

Mangel an Konventen keine Wahl per scrutinium durchgeführt werden konnte, wurden häufig 

Personen als Äbte oder Pröpste postuliert, die nicht Angehörige des Kapitels, ja bisweilen nicht 

einmal Angehörige des Ordens waren. Als Kompromissare (Wahlmänner) fungierten dabei die 

Vorsteher anderer Klöster, die sich aber mitunter einem landesfürstlichen oder bischöflichen 

Kandidatenwunsch zu beugen hatten. 

Nach einer kanonischen Wahl (Elektion) erfolgt immer die Konfirmation durch den kirchlichen 

Oberen, bei einer Bischofswahl durch den Papst. Im sog. „Informativprozess“ entschied die 

römische Kurie über die kanonische Eignung des Elekten. Ein Ideoneus für ein Bischofsamt war 

nur, wer das vorgeschriebene Mindestalter hatte, von ehelicher Geburt war, ein Studium der 

Theologie absolviert hatte oder doch wenigstens die entsprechenden Kenntnisse nachweisen 

konnte. Seit dem Tridentinum läuft der Informativprozess nicht in Rom, sondern vor dem 

päpstlichen Gesandten. 

Erst dann folgt die Weihe. Eine Bischofsweihe erfolgt durch Handauflegung von drei anderen 

Bischöfen. Bei Nichtmetropoliten ist der Hauptkonsekrator der Metropolit mit Assistenz von zwei 

Suffraganen. Auch der Erwählte selbst hat zwei Assistenten, die bei der anschließenden 

Eucharistiefeier auch konzelebrieren. Man wird zum Bischof geweiht, nicht zum Erzbischof. 

Wird man als Bischof auf einen Metropolitansitz transferiert wird, wird keine Weihe vollzogen, 

sondern lediglich eine kanonische Amtsübertragung. 

Präsentation und Nomination 

Neben der Besetzung der hohen Kirchenämter durch Wahl gab es auch das Präsentations- oder 

Nominationsrecht von Fürsten. Diese Rechte wurden in Konkordaten, also Verträgen zwischen 

Kirche und Staat, verbrieft. Die ersten Konkordate sind Nebenschauplätze der Konzilien des 15. 

Jahrhunderts. Das Konzil von Konstanz (1414-1418) hatte sich eine „Geschäftsordnung“ 

gegeben, bei der man sich nach langem Ringen entschieden hat, nach Nationen abzustimmen, 

was letztlich Mehrheitsentscheidungen erst möglich machte. Es wurde eine Reihe von Reformen 

in Verträgen mit den einzelnen Nationen vereinbart – diese Verträge wurden hier zum ersten Mal 

Konkordate genannt. Sie regelten im Wesentlichen das Verhältnis der Länder zum Apostolischen 
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Stuhl. Für die Nationen des Reichs und die romanischen Nationen wurde das Bestätigungsrecht 

des Papstes für die Bischöfe anerkannt. 

Der Einfluss des Papsttums auf die Bischofsbestellungen begann bereits im 13. Jahrhundert 

wirksam zu werden. Zuerst zog der Papst die Besetzung exemter Bistümer, die keinem 

Metropoliten unterstanden, an den Apostolischen Stuhl, weiters wurden strittige Wahlen vom 

Papst entschieden, bzw. kam es zur Devolution (also zur automatischen 

Zuständigkeitsverlagerung an den päpstlichen Stuhl), wenn das Domkapitel nicht binnen sechs 

Monaten nach Eintritt der Sedisvakanz einen Nachfolger gewählt hat. Im 14. Jahrhundert sprach 

Papst Urban V. eine Generalreservation aus – alle Bistümer, deren Jahreseinkünfte einen 

gewissen, relativ niedrig angesetzten Jahresbetrag überstiegen, wurden in Rom entschieden. Der 

Einfluss des Papstes wurde also gleichsam über die Finanzpolitik betrieben. Die Konkordate des 

15. und 16. Jahrhundert haben diese Generalreservationen insofern teilweise außer Kraft 

genommen, weil die Fürsten Rechte bei der Bischofsbestellung erhielten, das Recht auf 

Präsentation (Vorschlagsrecht) oder auf Nomination (Ernennungsrecht).  

Kaiser Friedrich III. schloss 1448 das Wiener Konkordat ab. Dieses regelte die 

Pfründenverleihung und lieferte bis 1803 den Rahmen für die Besetzung der Reichsbistümer. 

Danach stand der Kurie nicht nur die Verleihung jener Benefizien zu, deren Inhaber an der 

römischen Kurie verstorben waren, sondern auch aller, die durch päpstliche Absetzung, 

Versetzung oder Ablehnung einer Wahlbestätigung erledigt waren. Die Besetzung der Bistümer 

sollte durch kanonische Wahl der Domkapitel erfolgen, unterlag jedoch einer päpstlichen 

Wahlbestätigung. An den Dom- und Stiftskirchen hatte der Papst die in den ungeraden, 

„päpstlichen“ Monaten frei werdenden Kanonikate zu besetzen, in den übrigen Monaten sollte 

die Besetzung der Kanonikate durch die herkömmlichen Kollatoren erfolgen (Kollation = 

Übertragung eines kirchlichen Amtes). Die Bistümer entrichteten statt den Annaten 

(Jahreseinkunft einer Pfründe, als Gegengabe für die Verleihung des Amtes an den Papst zu 

entrichten) ein Servitium (Taxe). Die Besetzung der Bischofsämter lag fortan an der Schnittstelle 

der Interessensfelder der Domkapitel, der römischen Kurie sowie der habsburgischen 

Hausinteressen. 

Das Konkordat wurde seitens der Kurie mit einzelnen Reichsfürsten gesondert verhandelt. Dabei 

erhielten die drei geistlichen Kurfürsten und der Erzbischof von Salzburg das Recht, in den 

päpstlichen Monaten die Benefizien selbst zu verleihen. 

In den Erblanden besaßen die Habsburger für etliche Bistümer Nominationsindulte. Hier findet 

das Nominationsrecht im 18. Jahrhundert seine größte Verbreitung. Es wurde das 

Nominationsrecht als Teil oder Folge des landesfürstlichen Patronatsrechts angesehen, 
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weswegen die österreichischen Herrscher bei Neuerrichtung von Diözesen, für deren Dotation 

sie ganz oder teilweise aufkamen, das Recht auf Besetzung des Bischofsstuhls forderten. Kaiser 

Joseph II. beanspruchte dieses Recht für die von ihm errichteten Diözesen Linz und St. Pölten. 

Dieses Recht hielt sich ausgesprochen lange, nämlich bis zum Ende der Monarchie. Im 

Konkordat von 1855 wurde den Komprovinzialbischöfen lediglich eine Mitsprache bei der 

Kandidatenauswahl zuerkannt. 

Ernennung 

Der CIC von 1917 definierte die freie Besetzung der Bistümer durch den Papst, damit entfielen 

die kanonischen Wahlverfahren. Im Erzbistum Salzburg hat das Domkapitel bis zum heutigen 

Tag einen Anteil an der Bischofsbestellung: Es wählt aus einem vom Apostolischen Stuhl 

übersandten Dreiervorschlag einen Kandidaten aus.  

Das Bischofsamt 

Die Bischöfe besetzen zentrale Positionen in der katholisch-kirchlichen Hierarchie. Die 

Reformation hatte besonders stark das Gemeindeleben und die Mitwirkung des gesamten 

Kirchenvolkes betont. Demgegenüber formulierte das Tridentinum im besonderen Maß die 

hierarchische Ordnung: Ordination und Apostolische Sukzession füllen den Begriff der 

Hierarchie inhaltlich aus. Diese ist weit mehr als ein bürokratisches Gebäude oder ein System für 

Entscheidungskompetenzen. Ecclesia ist im Eigenverständnis der Kirche zuerst und vor allem 

ein theologischer Begriff (Ekklesiologie). Gewalt (im Sinne von potestas) in der Kirche zielt 

daher auf wesentlich mehr als die Regelung von Rechtsverhältnissen ab. Darum formuliert 

bereits das Dekretalenrecht des Mittelalters eine zweifache Kirchengewalt: die Weihegewalt 

(potestas ordinis) ist die Befähigung zur Vornahme sakramentaler Handlungen, die Regierungs- 

oder Leitungsgewalt (potestas iurisdictionis) bezieht sich auf den äußeren Rechtsbereich (forum 

externum) und den Gewissensbereich (forum internum). Die Weihegewalt ist unverlierbar, weil 

sie sakramental erworben wird, die Regierungsgewalt jedoch wird mit der Verleihung eines 

Kirchenamts übertragen. Das zweite vatikanische Konzil vermeidet dieses dualistische Schema 

und spricht dagegen von den drei Aufgaben des Bischofs als Lehrer, Priester und Hirte und 

betont stärker seine Teilhabe am Bischofskollegium. 

Das Konzil von Trient verfolgte in der Absicht der Reform der Kirche und ihrer Glieder eine 

Straffung hierarchischer Strukturen und eine Zentralisierung, d.h. das Augenmerk richtete sich 

verstärkt auf die episkopale Gewalt. Die Kirche, v.a. die Teilkirchen, sollten in ihrer Struktur 

rationaler und effizienter, im Bewusstsein der Zeit also „moderner“ sein. Noch die ältere 

kirchenhistorische, v.a. kirchenrechtshistorische Literatur des 20. Jahrhunderts spricht davon, 
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dass die Bistumsverfassung durch „Exemtionen und feudale Wucherungen durchlöchert und 

entartet“ gewesen sei (Feine, Kirchliche Rechtsgeschichte). Das heißt, es gab in der 

spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Kirche Bereiche, die der Leitungsgewalt des Bischofs 

entzogen waren bzw. hatten außer dem Bischof auch noch andere Inhaber von Kirchenämtern 

bedeutsamen Anteil an der Regierung des Bistums.  

Das Domkapitel 

Das Domkapitel hat seine Wurzeln im bischöflichen Presbyterium, das ist die Gesamtheit der an 

der Bischofskirche wirkenden Priester und Diakone. Ihre Funktionen waren einerseits 

liturgische, andererseits bildeten sie den Rat des Bischofs, seine curia. Der Kanoniker ist 

gekennzeichnet durch zwei Rechte: sein Platz im Chor und seine Stimme im Kapitel. Sein 

Unterhalt wird durch seinen Anteil an der mensa canonica gesichert. Der Bischof hat eine eigene 

mensa (lat. „Tisch“, Vermögensmasse). 

Benefizien 

Ein Benefizium ist das mit einem Kirchenamt verbundene Recht, aus einer bestimmten, in der 

Regel kirchlichen Vermögensmasse ein festes ständiges Einkommen zu beziehen. Wichtig ist die 

enge Verbindung von Amt und Pfründe. Die Pfründe wurde schon im Hochmittelalter zur Norm 

des Unterhalts für Inhaber kirchlicher Ämter, sodass die Kanonisten die Kirchenämter nach Art 

der Benefizien zu unterscheiden begannen. Erst der CIC von 1983 hat die Unterscheidung 

zwischen unbepfründeten (officia) und bepfründeten Ämtern (beneficia) endgültig aufgegeben. 

Die Praebende (wörtlich „Gabe“) bezeichnet in engerem Sinne die Zuteilung der Einkünfte an 

einen Kanoniker. Außerdem bezogen die Kanoniker Chorpräsenzgelder, das sind Geldzahlungen 

an Kanoniker für die persönliche Teilnahme am Chordienst und am Kapitelamt (gemeinsame 

Messfeier des Kapitels). 

Das Domkapitel entwickelt sich in der frühen Neuzeit zu einem wichtigen Gremium mit hohem 

Anteil an der Regierung des Bischofs. Es nimmt korporative Gestalt an, das heißt, es tritt als 

Korporation auch mit einem eigenen Siegel dem Bischof gegenüber (ebenso wie das Kapitel 

eines Stiftes dem Abt oder Propst). Das Domkapitel ist also als Gruppe handlungs- und 

geschäftsfähig, und nicht nur der einzelne Domherr. In einem geistlichen Fürstentum wie 

Salzburg nahm das Domkapitel eine den Ständen vergleichbare Stellung ein.  

Durch die Beschränkung des Bischofswahlrechts auf das Domkapitel einerseits und die 

Ausbildung des Kapitels als Korporation andererseits stieg die potentielle Möglichkeit des 

Einflusses auf Bestellung und Regierung des Bischofs. Dies fand besonders in den 

Wahlkapitulationen ihren Ausdruck. 
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Wahlkapitulationen 

Eine Wahlkapitulation beinhaltet Bedingungen bzw. Versprechungen, die ein Wahlkollegium 

vor einer Wahl vereinbart und deren Einhaltung jedes Mitglied für den Fall seiner Wahl 

beschwört. Es ist also ein verbindliches Regierungsprogramm. Die Wahlkapitulation sichert dem 

Wahlkollegium einen hohen Anteil an der Regierung zu, also etwa eines Domkapitels an der 

Regierung des Bischofs. Wahlkapitulationen entsprechen nicht dem kanonischen Wahlverfahren, 

doch vermengt sich in den geistlichen Fürstentümern kirchliches Recht mit weltlichem. Es wird 

schließlich nicht nur der neue Bischof gewählt, sondern auch der Landesfürst, weswegen die 

Domkapitel an den Wahlkapitulationen festhielten.  

In Salzburg haben die Wahlkapitulationen im 16. und 17. Jahrhundert ihre größte Bedeutung. In 

der ersten wichtigen Wahlkapitulation von 1514 anerkannte das Domkapitel das Nachfolgerecht 

von Matthäus Lang, der auf Bitten des Kaisers vom Papst zum Koadjutor (Auxiliarbischof mit 

Nachfolgerecht) bestellt worden ist. Dafür erwirkte das Domkapitel das Recht, nicht länger der 

Augustinus-Regel unterworfen sein zu müssen (das Domkapitel war durch EB Konrad I. im Jahr  

1122 reguliert worden). Das neue, nicht regulierte Kapitel sollte künftig aus 24 Kanonikern 

bestehen, wofür auch die Dotation vermehrt werden musste, weil das Kapitel im 15. Jahrhundert 

nur halb so viele Kanoniker hatte.  

Was wird in den Salzburger Wahlkapitulationen festgelegt? 

 In wichtigen Entscheidungen ist der zukünftige Regent an die Zustimmung seiner 

Kapitulare gebunden (z. B. Beitritt zu einem politischen Bündnis, Eintritt in 

Kriegshandlungen). Die Forderung nach einer Landesordnung unter Mitwirkung des 

Domkapitels und der Landstände tauchte in mehreren Wahlkapitulationen auf, wurde 

aber nie erfüllt. 

 Das Kapitel hat Anteil an der Vermögensverwaltung des Erzstiftes (Veräußerungen 

bedürfen seiner Zustimmung). 

 Der Erzbischof kann dem Kapitel sein Vermögen, das ihm von früheren Bischöfen 

zuerkannt wurde, nicht entziehen. 

 Der Erzbischof darf ohne Zustimmung des Kapitels nicht resignieren und keinen 

Koadjutor bestellen (Bewahrung des Wahlrechts durch das Domkapitel). 

Kanonikate 

Domkapitulare werden heute vom Diözesanbischof ernannt, in der frühen Neuzeit nahm die 

Besetzung der freigewordenen Kanonikate in den ungeraden, den „päpstlichen“ Monaten der 

Erzbischof vor (siehe oben), in den geraden Monaten das Domkapitel. Ab 1682 sind die geraden 
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Monate auf die Domherren turnusmäßig aufgeteilt. Bedingung war der Nachweis der niederen 

Weihen (also nicht die Priesterweihe) sowie adelige Abkunft, wobei eine Ahnenprobe 

vorzulegen war. Es gab kein Mindestalter für die Verleihung des Kanonikats, das Vollkanonikat, 

also Sitz und Stimme, erhielt man aber erst mit 24 Jahren. Da Salzburg keinen bedeutenden 

landständischen Adel hatte (die Salzburger Erzbischöfe haben schon früh eine 

„Zentralregierung“ mit Beamten errichtet), setzte sich das Domkapitel vorwiegend aus 

bayerischen, schwäbischen und ab dem 17. Jahrhundert auch aus österreichischen Adeligen 

zusammen. 

Das Salzburger Domkapitel übernahm ein Stück weit die Funktion der Stände, es verlor damit 

gleichzeitig seinen kirchlichen Charakter. Um einen Ersatz zu schaffen, also um Priester an der 

Domkirche zu haben, die die kirchlichen und liturgischen Aufgaben erfüllten, stiftete Erzbischof 

Paris Lodron 1631 ein weltliches Kollegiatkapitel mit 13 Mitgliedern zu Ehren der Hl. Jungfrau 

zum Schnee, einem Seitenaltar des Domes (das Altarbild zeigt das Schneewunder beim Bau von 

Santa Maria Maggiore in Rom). Die Stiftsherren wurden danach als „Schneeherren“ bezeichnet. 

Sie waren Priester und hatten ein graduiertes Theologiestudium, sie waren als Konsistorialräte 

tätig. 

Das Wiener Kapitel wurde im Jahr 1365 von Herzog Rudolf IV. gestiftet, in der Vorbereitung 

der Errichtung des Wiener Bischofssitzes im Jahr 1469. Die Stiftung hängt eng mit der 

gleichzeitig erfolgten Gründung der Wiener Universität zusammen: Der Propst des Domkapitels 

war in Personalunion auch Rektor der Universität, die bestifteten Kanonikate waren gleichzeitig 

Professuren an der Universität. 

Kapiteldignitäten 

Seit dem zwölften Jahrhundert werden die höheren Ämter in Dom- und Stiftskapiteln als 

Kapiteldignitäten bezeichnet. 

 Dompropst (praepositus): Vorsteher des Kapitels, höchstes Amt im Domkapitel. 

 Domdechant (Domdekan, decanus): Stellvertreter des Dompropstes, zweithöchstes Amt, 

vertritt das Kapitel gegenüber dem Dompropst. 

 Domkustos: zuständig für Kirche und Liturgie an der Domkirche. 

 Domscholaster: Leiter der Domschule. 

In Salzburg erhielt der Dompropst bereits 1139 Amt und Würde eines Archidiakons bzw. ab dem 

14. Jahrhundert eines Generalvikars. Infolgedessen gestaltete sich die Dompropstei zu einer 

selbstständigen Dignität mit eigener Dotation und die erste Stelle im Kapitel nahm in der Folge 

(und bis heute) der Domdechant ein.  
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1787 legte Kaiser Joseph II. die Anzahl der Domherrenstellen für alle Kapitel seiner Erbländer einheitlich 

fest: Ein Metropolitankapitel durfte höchstens 12 Mitglieder besitzen, das Kapitel der Suffragane 

höchstens 8. 

Die Domkapitel heute sind vor allem mit der Liturgie im Dom betraut und übernehmen 

gegebenenfalls Ämter im Ordinariat.  

Domkapitel sind historisch gewachsenen, sie haben heute nur mehr untergeordnete Bedeutung. 

In den jüngeren Diözesen bestehen sie überhaupt nicht mehr. 

Die Diözesanverwaltung 

Archidiakon 

Ein Archidiakon verwaltete im Auftrag des Bischofs einen Teil der Diözese. Im Mittelalter löste 

das Archidiakonat die Chorbistümer ab. Im Erzbistum Salzburg sind Archidiakone seit dem 12. 

Jahrhundert nachweisbar. Auch das Bistum Passau wurde von Archidiakonen verwaltet, in 

Krems residierte ein archidiaconus Austriae. Das Amt des Archidiakons hat sich im 13. 

Jahrhundert so weit verfestigt, dass der Archidiakon kein vom Bischof abrufbarer Mandatar 

mehr ist wie im frühen Mittelalter, sondern über Jurisdiktionsgewalt in seinem Sprengel, dem 

Archidiakonat, verfügt. Er ist auch nicht mehr an den Weihegrad des Diakons gebunden, sondern 

Priester. Sein Amt ist mit einer Pfründe verbunden, meist mit einem Domkanonikat, häufig auch 

mit der Dompropstei oder einer Kapiteldignität.  

Dem Archidiakon unterstand als Vertreter des Bischofs der Klerus in seinem Sprengel, er 

übernimmt für ihn die Diözesanverwaltung für sein Archidiakonat: 

 Er entschied über die Qualifikation der Geistlichen, 

 erteilte die Befugnis zur Cura animarum (also zum Lesen der Messen und Spenden der 

Sakramente), 

 nahm die Investitur und Installation auf eine Pfarre vor, 

 führte nach dem Tod des Pfarrers die Sperre durch (also die Trennung des privaten vom 

Pfarrvermögen), 

 leitete die Verlassenschaftsverhandlungen der Priester, 

 übte das wichtige Recht der Visitation aus, also des Besuchs der Pfarren und Kirchen, um 

auf die Einhaltung der kirchenrechtlichen Vorschriften zu achten, 

 achtete auf die Durchführung der Dekrete und Statuten, die auf den Synoden festgesetzt 

wurden. 
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Im jurisdiktionellen Bereich hatten die Geistlichen beim Archidiakon ihren Gerichtsstand, er 

entschied bei Differenzen zwischen Pfarrer und Hilfsgeistlichen, Beschwerden wegen 

Stolgebühren, er hatte außerdem die Jurisdiktion in Matrimonialangelegenheiten. Er urteilte über 

Ehebruch und Unzucht, Kindsmord, Zauberei und Aberglaube und Vergehen gegen die 

kirchliche Disziplin.  

Das Archidiakonat in dieser Form barg die Gefahr der Mediatisierung, weswegen im 

Spätmittelalter eine Gegenbewegung in der bischöflichen Verwaltung einsetzte. Die Bischöfe 

schufen neue Ämter, die viel enger an den Bischofshof und den Bischof gebunden waren: die 

Ämter des Offizials und des Generalvikars. Die Agenden der Diözesanverwaltung wurden 

zunehmend von Gremien (Konsistorium) und Funktionären (Generalvikar) an der bischöflichen 

Kurie wahrgenommen. 

Der Rang des Archidiakons wurde zunehmend zum Ehrentitel, viele seiner Funktionen 

übernahm der Generalvikar. Die Sprengeleinteilung in Archidiakonate wurde durch die 

Einteilung in Dekanate abgelöst. In der Kirchenprovinz Salzburg blieb die alte 

Archidiakonatseinteilung bis 1803 bestehen, allerdings war der Archidiakon als 

Sprengelvorsteher nach dem Bestimmungen des Konzils von Trient nur mehr bischöflicher 

Mandatar und in der kirchlichen Hierarchie dem Generalvikar und Offizial der bischöflichen 

Kurie nachgeordnet. Salzburg hat bei der Umlegung der Beschlüsse des Tridentinums auf dem 

Provinzialkonzil von 1569 die Kompetenzen der Archidiakone stark abgewertet, auch wenn es 

nicht zur vollen Rechtsbeschneidung kam. Die Salzburger Archidiakone übten weiterhin 

geistliche Gerichtsbarkeit aus. 

Dechant 

Der Dechant ist der Vorsteher des Klerus eines Dekanats, der mehrere Pfarren umfasst. Das Amt 

des Dechants hat im Josephinismus auch eine wichtige Stelle als Gegenüber der Kreisbehörden. 

Das Amt existiert auch heute noch, die Dechanten werden vom Klerus ihres Dekanats gewählt 

(zur Unterscheidung von Stifts- und Domdechanten auch manchmal „Landdechanten“ genannt). 

Der Dechant präsidiert die Versammlungen und nimmt Visitationsaufgaben in seinem Dekanat 

wahr. Die Dekanatsarchive findet man entweder in der Dekanatspfarre oder im Diözesanarchiv. 

Offizial 

Um die verschiedenen Aufgaben der Diözesanverwaltung enger an den Bischof zu binden, 

ernennt dieser verschiedene vicarii. Vikare haben ihre Befugnisse und Amtsgewalten immer 

durch Übertragung, sind also „Stellvertreter“. Die neuen Ämter, die die Funktionen des 

Archidiakons übernehmen, sind die des Offizials und die des Generalvikars. 
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Der Offizial (von officialis = Beamter) ist der vom Diözesanbischof bestellte Leiter des 

bischöflichen Gerichts (vicarius iudicialis). Dass dafür ein eigenes Amt geschaffen wurde, hat 

nicht nur mit dem Bemühen zu tun, der Machtstellung der Archidiakone entgegenzuwirken. Es 

hat auch mit der Durchsetzung des Schriftlichkeitsprinzips in der Gerichtsbarkeit zu tun und der 

Notwendigkeit, Experten für den jurisdiktionellen Bereich heranzuziehen. 

Generalvikar und kuriale Behörden 

Der Generalvikar (vicarius in spiritualibus) vertritt den Bischof in geistlichen Sachen, übt also 

die Weihegewalt aus. Das Amt des Generalvikars gibt es auch heute noch, es hat sich in der 

Neuzeit allerdings gewandelt. Der Generalvikar leitet die Diözesanverwaltung im Auftrag des 

Ortsordinarius, sein oberster Beamter und Kanzleivorsteher ist der Ordinariatskanzler oder die 

Ordinariatskanzlerin. 

Die bischöfliche Kurie, welcher die Diözesanverwaltung obliegt, besteht weiters aus folgenden 

Ämtern (kurialen Behören): 

 Seelsorge- oder Pastoralamt 

 Finanzkammer (errichtet im Zuge des Kirchenbeitragsgesetzes von 1939) 

 Diözesanbauamt (Dombauhütten) und Diözesankonservator 

 Diözesanschulamt (konfessionelle Schulen und Religionsunterricht) 

 Diözesanarchiv 

 Matrikenreferat und weitere Referate wie Personal und EDV 

Weiters hat jede Diözese ein Diözesangericht. Außerdem gibt es diözesane Ämter und Stellen, 

die nicht zur Kurie gehören, aber in jeder Diözese vorhanden sind: Katholische Aktion, Caritas, 

Bildungswerk u.s.w. 

Weihbischof und Koadjutor 

Gibt es in der Diözese neben dem Diözesanbischof auch Weihbischöfe, dann hat der 

Diözesanbischof einen von ihnen zum Generalvikar zu bestimmen. Der Weihbischof (oder 

Auxiliarbischof, vicarius generalis in pontificalibus) ist seit dem 13. Jahrhundert nachweisbar, er 

ist ein Hilfsbischof und hat auch die volle potestas ordinis. Heute wird er für besondere pastorale 

Erfordernisse, also mit einem bestimmten Kompetenzbereich, ausgestattet, ist also zum Beispiel 

Bischofsvikar für Ehe- und Familienpastoral oder für Berufungspastoral, wobei „Bischofsvikar“ 

eine im CIC 1983 neu eingeführte Bezeichnung ist. Weiters gibt es Bischofsvikare, denen ein 

bestimmter Sprengel übertragen wird: Die Erzdiözese Wien ist in drei Vikariate geteilt: Vikariat 

Wien Stadt, Vikariat unter dem Wienerwald, Vikariat unter dem Manhartsberg, denen jeweils 
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Bischofsvikare vorstehen. Ist der „Hilfsbischof“ mit besonderen Befugnissen und mit 

Nachfolgerecht ausgestattet, heißt er Koadjutor.  

In einem Bistum kann es immer nur einen Ortsbischof (Ortsordinarius) geben, andererseits gibt 

es keine absolute Ordination bei der Bischofsweihe, man wird immer auf einen bestimmten 

Bischofssitz geweiht. Weihbischöfe sind daher episcopi in partibus infidelium, d.h. sie haben 

ihre Bischofssitze in untergegangenen Bistümern etwa in Nordafrika. 

Konsistorium 

Das Salzburger Konsistorium entstand durch Zusammenziehung von Kompetenzen der 

Archidiakone, des Generalvikars und des Offizials. Es entstand ein Ratskollegium, eine 

kollegiale Behörde, in welcher der Chiemseer Bischof den Vorsitz führte. Er residierte daher 

auch nicht in seiner Diözese, sondern in der Stadt Salzburg im Chiemseehof (heute Sitz der 

Landesregierung). 

Im Konsistorium des Wiener Bistums führte der Offizial den Vorsitz. Dieses bischöfliche 

Ratskollegium ist nach dem Vorbild des Passauer Offizialats gebildet, bei dem auch der 

Offizial ein Konsistorium präsidiert, also Gerichts- und Verwaltungsfunktionen gleichermaßen 

innehatte. In Wien kam aber auch hinzu, dass das Kapitel am Dom, welches bereits unter Herzog 

Rudolf IV. eingerichtet worden war, sich vom Bistum als exemt erachtete und als Kollegium 

keinen Anteil an der Diözesanverwaltung hatte, womit es sich unter die Leitungsgewalt des 

Bischofs hätte stellen müssen. Erst 1729 wurde durch päpstlichen Entscheid dem Erzbischof die 

volle Jurisdiktion über sein Domkapitel zuerkannt.  

Als Räte gehörten dem Konsistorium rechtskundige Geistliche, bisweilen auch Laien, an. Der 

Notar des Konsistoriums führte die Konsistorialprotokolle und fertigte Gerichtsurkunden und 

Notariatsinstrumente aus. Das Konsistorium ist ein historisches Phänomen, die Begrifflichkeit ist 

heute mit Ordinariat gleichzusetzen, in den Diözesanverwaltungen der jüngeren Diözesen 

erscheint sie überhaupt nicht mehr. Der Konsistorialrat ist heute ein Ehrentitel, dem Hofrat 

vergleichbar. 

Das Konsistorium war anfänglich immer auch Gericht, erst im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde 

die kirchliche Gerichtsbarkeit aus den Konsistorien ausgeklammert und es wurden eigene 

Gerichte geschaffen. Heute ist jeder Bischof verpflichtet, für seine Diözese ein eigenes 

Diözesangericht einzurichten. Dessen wichtigste Agenden sind die Gerichtsbarkeit über den 

Klerus, in der frühen Neuzeit war das bischöfliche Gericht auch ein Instrument der disziplinären 

Aufsicht über den Diözesanklerus. Traditionell hatte der Klerus seinen Gerichtsstand in allen 

Belangen bei seinem Bischof, auch die Abwicklung der Verlassenschaften wurde vom 
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Diözesangericht wahrgenommen. Der zweite Gegenstand, der sehr umfangreich ist, sind die 

Ehesachen, heute in der Hauptsache Ehenichtigkeitsverfahren (nur urkundlich nachweisbare 

Ehenichtigkeit, andere Fälle werden am päpstlichen Gericht, an der Rota, entschieden). In der 

frühen Neuzeit findet man sehr häufig Klagen wegen nicht eingelöster Eheversprechen. Weiters 

gab es eine Reihe von Fällen, die dem bischöflichen Gericht reserviert waren, die als 

Sündenfälle, die von keiner weltlichen Strafgerichtsbarkeit geahndet wurden, betrachtet wurden 

und daher vor ein geistliches Gericht zu bringen waren, etwa Ehrenbeleidigungsklagen. Die 

kirchlichen Strafen waren auferlegte Bußen im kirchlichen Bereich (Fasten, Gebetsübungen, 

Almosen, Wallfahrten etc.), für Kleriker auch Absetzung von seinem Amt. Die radikalste 

Kirchenstrafe ist der Ausschluss aus der Kirche (Exkommunikation). 

Die Aufgaben der Konsistorien im 17. Jahrhundert: 

 

aus: Tina Hülser, Aufbau und Intensivierung kirchlicher Verwaltung im Erzbistum Köln im 17. Jh. 

(Frankfurt am Main 2005) 
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Für diese Untersuchung des Kölner Konsistoriums ist das Stichjahr 1675 herausgenommen. In 

diesem Jahr wurden an 283 Tagen insgesamt 618 Vorgänge protokolliert (an der Hälfte aller 

Sonntage wurde gearbeitet, die frühneuzeitliche Sonntagsruhe war nur vormittags). Die Autorin 

hat die Betreffe selbst systematisch gegliedert, diese Einteilung ist also nicht quellenmäßig, hilft 

aber für die Statistik. Bei 38 % der Fälle handelt es sich um Ehedispensen. An zweiter Position 

stehen mit 24 % die Befugniserteilungen, wobei es sich sowohl um reguläre Approbationen als 

auch um besondere Fakultäten handeln kann. Um etwa zum Beichtvater eines Nonnenklosters 

bestellt zu werden, benötigt ein Geistlicher eine besondere Erlaubnis des Diözesanbischofs. Ein 

Idoneitätszeugnis benötigt hingegen jeder Kandidat, der zu den Weihen zugelassen werden 

möchte. In den hier sogenannten „Sammelbefugniserteilungen“ verstecken sich etwa Listen von 

Priestern, die z.B. im Bistum Beichte hören dürfen.  

 

Die österreichischen Diözesen 

 
Katholische Kirche Österreichs: 9 Diözesen, 2849 Pfarren 
 
Kirchenprovinz Wien:  
Erzdiözese Wien (gegründet 1469, 55 Dekanate, 660 Pfarren) 
Diözese St. Pölten (gegründet 1785, 25 Dekanate, 424 Pfarren) 
Diözese Linz (gegründet 1785, 39 Dekanate, 472 Pfarren) 
Diözese Eisenstadt (gegründet 1960, 12 Dekanate, 171 Pfarren) 
 
Kirchenprovinz Salzburg:  
Erzdiözese Salzburg (gegründet um 700, 20 Dekanate, 208 Pfarren) 
Diözese Graz-Seckau (gegründet 1218, 26 Dekanate, 389 Pfarren) 
Diözese Gurk-Klagenfurt (gegründet 1072, 24 Dekanate, 335 Pfarren) 
Diözese Innsbruck (gegründet 1964, 19 Dekanate, 244 Pfarren) 
Diözese Feldkirch (gegründet 1968, 9 Dekanate, 124 Pfarren) 
 
Militärordinariat (in der heutigen Form seit 1986, 4 Dekanate, 22 Pfarren)  
 

Am Bischofssitz in Passau gab es schon früh Bemühungen, sich aus dem Metropolitanverband 

Salzburgs zu lösen und mit Bezug auf die Lorcher Tradition eine Geschichte eines 

Metropolitansitzes zu konstruieren. Da sich der größte Teil des Bistums Passau in seiner 

östlichen Ausdehnung in Österreich ob und unter der Enns erstreckte, hatten auch die 

habsburgischen Fürsten ein Interesse daran. Die Versuche, ein eigenes österreichisches Bistum 

zu erhalten, sind allerdings bereits bei den Babenbergern gescheitert. In Wien wurde erst 1469 

ein Bistum errichtet, gleichzeitig mit der Errichtung eines Bistums in Wiener Neustadt, also an 

den Residenzorten Kaiser Friedrichs III. Wiener Neustadt war ein Kleinstbistum, das praktisch 

nur den Stadtbezirk umfasste. Auch die Diözese Wien bestand lediglich aus den Stadtpfarren und 
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den Kirchen in den Vororten, den heutigen Außenbezirken Wiens. Bereits Rudolf IV. hatte am 

Stephansdom ein Kapitel errichtet und ausgestattet, das später als Domkapitel dienen sollte. 1477 

wurde der Dompropstei die Pfarre Perchtoldsdorf und der Dechantei die Pfarre Mödling 

inkorporiert. Damit umfasste das ganze Bistum nur insgesamt 20 Pfarren. Wien und Wiener 

Neustadt blieben während der frühen Neuzeit in dieser unbedeutenden Größe als Zwergbistümer 

bestehen. Das Bistum Wien wurde in der Gegenreformation etwas aufgewertet, als 1631 seine 

Bischöfe in den Reichsfürstenstand erhoben wurden und wie andere Bischöfe den Titel 

„Fürstbischof“ tragen durften. 

Passau hatte als Mittel der Diözesanverwaltung für sein großes Bistum zwei Konsistorien 

eingerichtet, für den Sprengel unter der Enns hatte das Offizialat seinen Sitz in Wien an der 

Kirche Maria am Gestade. Ein Weihbischof residierte in Tulln. Das Bistum Passau umfasste zu 

dieser Zeit weit über 900 Pfarren, 700 davon in Österreich (460 in Niederösterreich, 240 in 

Oberösterreich). Die Erhebung Wiens zum Erzbistum erfolgte – trotz heftigen Widerstands 

Passaus - 1722. Passau musste dafür 1728 das Viertel unter dem Wienerwald für die neue 

Erzdiözese abtreten, erhielt aber dafür die Exemtion aus dem Metropolitansprengel von 

Salzburg. 

Interessanterweise spielten bei allen Diözesanregulierungen im 18. Jahrhundert die Klöster eine 

wichtige Rolle, die man zur Ausstattung der neuen Diözesen heranzuziehen gedachte. Für Wien 

bestand die Überlegung, die Äbte von Göttweig und Melk und den Propst von Klosterneuburg zu 

Suffraganbischöfen zu machen. Auch die Schottenabtei sollte dem Bistum inkorporiert werden 

und das Kloster als erzbischöfliches Palais dienen, nach anderen Plänen sollte Stift 

Heiligenkreuz der mensa archiepiscopalis einverleibt werden. 

Dem Bistum Wiener Neustadt wurde nach der Aufhebung des Jesuitenordens 1773 die oberste 

Feld-Kaplanei inkorporiert und zur Führung der Militärseelsorge der Wiener Neustädter Bischof 

Heinrich Johann von Kerens ernannt („Feldbischof“).  

Unter Kaiser Joseph II. wurde dem Erzbistum Wien der sogenannte Wiener Neustädter Distrikt 

(in der Pittener Mark), also das Salzburger Archidiakonat Wiener Neustadt mit 36 Pfarren, zum 

Suffragan in Wiener Neustadt geschlagen. Als Bischofssitz für ein neues Bistum in 

Niederösterreich fiel die Wahl Josephs II. schließlich auf St. Pölten. Der Bischof von Wiener 

Neustadt Kerens hatte dazu seinen Sitz von Wiener Neustadt nach St. Pölten zu verlegen. Das 

dortige Kloster der Augustiner-Chorherren wurde aufgehoben und diente fortan als 

Bischofsresidenz. Die Aufgabe der Militärseelsorge übersiedelte ebenfalls nach St. Pölten, wo 

ein Alumnat für zukünftige Feldgeistliche eingerichtet wurde. Vorsteher der Feldkuraten war der 
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Heerespropst, ab 1924 Militärvikar. Das Militärvikariat bestand – mit einer Unterbrechung 

zwischen 1938 und 1945 – bis zum Jahr 1986, als ein Militärbischof eingesetzt und den 

Diözesanbischöfen gleichgestellt wurde, sein Titularbistum wurde Wiener Neustadt. 

Für Oberösterreich wurde ein eigener Sprengel mit Bistumssitz in Linz geschaffen. Man hat 

erwogen, den neuen Bischof von Linz zum Kommendatarabt von Stift Kremsmünster zu 

machen. Eine Kommende (commendare = anvertrauen) ist eine von jeglichen 

Dienstverpflichtungen befreite Pfründe. Zumeist handelt es sich um eine Abtei, deren Einkünfte 

dann dem Kommendatarabt zustanden (nicht zu verwechseln mit den gleichnamigen 

Niederlassungen der Ritterorden). Als Domkirche hat man die ehemalige Linzer Jesuitenkirche 

gewählt, der Bischof und die Diözesanverwaltung zogen in das Stadtpalais des Stiftes 

Kremsmünster. Der Beschluss für den Bau des heute bestehenden neugotischen Linzer Doms fiel 

nicht zufällig in das Jahr des Konkordats (1855), welches das Ende des Josephinismus 

besiegelte. 

Das Bistum Brixen hatte den flächenmäßig größten Anteil am heutigen Land Tirol. Auch 

Salzburg hat in Tirol schon seit seiner Entstehungszeit Besitz. Die Tiroler Kirchen, die bis heute 

zum Erzbistum Salzburg gehören, sind bereits fast alle im Arnonischen Güterverzeichnis 

aufgelistet. 1803, im Jahr der Säkularisierung, wurde erstmals eine gemeinsame Diözese für 

Tirol und Vorarlberg erwogen. Der Plan scheiterte am Widerstand Brixens und Salzburgs. Für 

Vorarlberg wurde schließlich 1816 ein Generalvikariat mit Sitz in Feldkirch errichtet, das vom 

Brixener Weihbischof administriert wurde. Durch eine päpstliche Bulle von 1818 verloren alle 

ausländischen Bistümer ihre Anteile in Tirol und Vorarlberg (außer Brixen, Trient, Chur und 

Salzburg hatten auch Augsburg, Freising, Görz, Feltre, Padua und Verona Tiroler Anteile). 

Warum eigentlich das Bemühen um Diözesanregulierungen zu dieser Zeit? Die landesfürstliche 

Regierung strebte die Deckungsgleichheit der Diözesan- und Landesgrenzen an, d.h. die 

Länderverwaltung sollte mit der Diözesanverwaltung parallel geführt werden, so dass jede 

öffentliche Behörde eine kirchliche Behörde als Gegenüber hat: Landesregierung und Ordinariat, 

Kreisbehörde und Dekanat, Bürgermeister und Pfarrer. Bei der engen Verquickung von Staat 

und Kirche im Josephinismus betrachtete man einen Bischof außerhalb der Landesgrenzen mit 

Jurisdiktionsgewalt im Land (wie der Passauer Bischof in Österreich) als Einmengung von außen 

in innere Angelegenheiten. Es wurden auch ökonomisch-merkantilistische Argumente 

vorgebracht: Da auch die Kirchen als wertschöpfende Einrichtungen mit Besitz bestanden, 

sollten deren Erträgnisse und Zinsen nicht einem Bischof jenseits der Landesgrenzen zufließen. 

Im 19. Jahrhundert traten zu diesen Überlegungen auch zunehmend nationale und ethnische 

Argumente. 
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Die Vorstellung vom eigenen Bischof im eigenen Land hat auch die Diözesaneinrichtungen des 

20. Jahrhunderts bestimmt. Nach dem Ende der Habsburgermonarchie wurde schon 1918 in 

Innsbruck eine Filiale des bischöflichen Ordinariats von Brixen eingerichtet. Der Brixener 

Weihbischof und Generalvikar zu Feldkirch Sigismund Waitz wurde 1921 zum Apostolischen 

Administrator für den österreichischen Teil der Diözese Brixen (also Innsbruck-Feldkirch) 

bestellt, ab 1925 mit allen Rechten eines Residentialbischofs. Gleichzeitig wurden die 

Diözesangrenzen der neuen Südtiroler Diözese Bozen-Brixen geregelt und Trient zum 

Metropolitansitz erhoben. Die Erhebung zur Diözese erfolgte 1964, die Abtrennung Vorarlbergs 

und die Erhebung von Feldkirch als eigene Diözese erfolgten 1968. 

Diözesanarchive: An die Diözesen Linz, St. Pölten und Wien wurden von Passau die älteren 

Akten überstellt, daher findet man in den dortigen Diözesanarchiven einen Bestand „Passauer 

Akten“. In Linz ging ein kleiner Teil der Passauer Akten wegen Platzmangels im Ordinariat an 

das Oberösterreichische Landesarchiv und ist dort noch vorhanden, außerdem ist dort seit der 

NS-Zeit das Archiv des Domkapitels. In die Diözesanarchive von Innsbruck und Feldkirch 

gelangten keine Altbestände aus Brixen. In Feldkirch gehen die Bestände bis ins 19. Jahrhundert 

zurück (umfangreicher Bestand an Schulakten), in Innsbruck setzt die Überlieferung 1925 ein. In 

Eisenstadt beginnt die Überlieferung mit der Errichtung einer Apostolischen Administratur für 

Burgenland im Jahr 1922 (die Diözese wurde 1960 aus den ungarischen Diözesen Győr/Raab 

und Szombathely/Steinamanger herausgelöst), allerdings gibt es im Diözesanarchiv Eisenstadt 

viele Pfarrarchive, die bis ins 17. Jahrhundert zurückreichen. 

1803 erfolgte die Säkularisierung der Hochstifte, das Erzbistum Salzburg aber bestand in 

seinen kirchlichen Strukturen unter der Regierung von Kurfürst Ferdinand von Toskana bis 1807 

weiter, erst dann wurde das Domkapitel aufgehoben. Der Salzburger Erzbischof verlor mit der 

Säkularisierung den Besitz des Erzstiftes, auch den Streubesitz und damit auch das Recht der 

Besetzung der dort bestehenden Salzburger Eigenkirchen wie etwa der niederösterreichischen 

Pfarre Traismauer. 1812 starb Erzbischof Hieronymus Colloredo und es folgte ein Administrator. 

Erst 1816, nach dem Ende der bayerischen Regierung in Salzburg, wurde von Kaiser Franz I. ein 

neuer Erzbischof ernannt. Papst Pius VII. gewährte dem Kaiser aber nur ein Präsentationsrecht. 

Das Domkapitel wurde wieder hergestellt, eine Regulierung der Diözesangrenzen entlang der 

neuen Staatsgrenze zu Bayern (Salzach-Saalach) wurde durchgeführt: über 100 ehemals 

salzburgische Pfarren gingen v.a. an das neu errichtete Bistum München-Freising. Erst im 

sogenannten Vermögensvertrag von 1960, einem Zusatzabkommen zum Konkordat von 1933, 

erhielt der Erzbischof von Salzburg die von ihm genutzten Gebäude sowie ein Mensalgut in 

seinen Besitz übertragen. 
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In Innerösterreich hatte Salzburg sogenannte „Eigenbistümer“, nämlich Seckau, Lavant und 

Gurk. Das älteste ist das Bistum Gurk, das EB Gebhard 1072 wohl als Nachfolger des alten 

Chorbistums für Karantanien gegründet hat und das er mit dem 1066 gestifteten Nonnenkloster 

der Hemma von Gurk ausgestattet hat. Das neue Bistum war eine ziemliche Merkwürdigkeit, 

weil es keinen eigenen Sprengel hatte, allerdings durch die Stiftung Hemmas recht gut dotiert 

war (es bekam dann im 12. Jahrhundert allerdings doch noch eine kleine Diözese). Es ist eine 

recht eigenwillige Leistung des Salzburger Erzbischofs hier einen neuen Weg der 

Diözesanverwaltung zu gehen. Das Bistum Passau hat ja zeitgleich bischöflich gegründete und 

dotierte Klöster als Standorte aufgebaut, doch ein Kloster kann Exemtion von bischöflicher 

Jurisdiktion erlangen. Über das Eigenbistum Gurk behielt der Erzbischof allerdings die 

Oberhoheit, denn er hatte auch das Nominationsrecht (d.h. er bestätigte nicht bloß die Wahl wie 

üblicherweise ein Metropolit, sondern er ernannte den Bischof).  

Die Errichtung weiterer Suffraganbistümer (als Kleinbistümer) erfolgten alle unter Erzbischof 

Eberhard II., und zwar Chiemsee (1216, wobei die Augustiner-Chorherren von Herrenchiemsee 

das Domkapitel darstellten), Seckau (1217, am dortigen Augustiner-Chorherrenstift) und Lavant 

(1228, beim Kollegiatstift St. Andrä im Lavanttal). Lavant war mit nur sieben Pfarren das 

kleinste der Salzburger Eigenbistümer, es wurde im 18. Jahrhundert etwas unfreundlich als 

„Zwetschkenbistum“ („Zwutschgerl“) apostrophiert – und war daher das unter den Salzburger 

Domherren auch am wenigsten begehrte. Es gab aber als Salzburger Suffragan durchaus die 

Möglichkeit, einen cursus honorum zu durchlaufen und sich von einem kleinen Bistum bis zum 

Bistum Gurk hochzuarbeiten. Außerdem konnte man als Bischof von Lavant auch noch ganz gut 

Archidiakon des Archidiakonats Unterkärnten und Vizdom von Friesach, also Verwalter der 

dortigen Besitzungen des Erzstifts Salzburgs sein. 

Diese Kleinbistümer dienten vor allem einen Zweck: sie verhinderten die Gründung von 

Landesbistümern in den Ländern der Babenberger bzw. Habsburger (und natürlich die 

Ausbreitung anderer Bischöfe, die dort Besitz und Rechte hatten) und stellten die Präsenz des 

Erzbischofs in seinem Sprengel sicher. 

Konkrete Pläne für die Errichtung innerösterreichischer Landesbistümer gab es seit dem 16. 

Jahrhundert. Auch hier dachte man an die Klöster aus Ausstattungsgut, etwa an einen 

Bischofssitz in Villach beim dortigen Minoritenkloster, für die Steiermark wurde ein Bistumssitz 

am Benediktinerstift Admont lanciert. Als dann Graz als Bischofssitz ins Auge gefasst wurde, 

dachte man an seine Ausstattung durch das Chorherrenstift Stainz und das Benediktinerstift St. 

Lambrecht. 
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Die josephinischen Diözesanregulierungen haben schließlich im 18. Jahrhundert auch in 

Kärnten und Steiermark zu weitreichenden Veränderungen geführt. 1786 verzichtete 

Erzbischof Hieronymus Colloredo auf seine Diözesanrechte in Kärnten und Steiermark. 

Bistumssitz war Gurk, 1793 wurde die ehemalige Jesuitenkirche in Klagenfurt als 

Kathedralkirche bestimmt. 1859 wurde der Lavanter Bischofssitz nach Marburg verlegt und der 

ehemals Lavanter Anteil in Kärnten dem Bistum Gurk-Klagenfurt zugewiesen, das damit 

Landesbistum wurde. Das Recht des Erzbischofs von Salzburg auf die Ernennung der Bischöfe 

erlosch mit dem Konkordat von 1933. 

Die Diözesanregulierung in Steiermark sah wegen der Größe des Landes drei Bischofssitze vor: 

Seckau, Lavant und Leoben. Der Bischof von Seckau residierte ab 1783 in Graz. Das neue 

Bistum Leoben erhielt seinen Bischofssitz im 1782 aufgehobenen Benediktinerinnenkloster Göß. 

Zum Bistum Leoben wurde auch der sogenannte Millstätter Distrikt geschlagen, ein Gebiet, das 

dem 1773 aufgehobenen Jesuitenorden unterstanden hatte und in dem der Rektor des Grazer 

Jesuitenkollegs weitgehende Jurisdiktionsrechte besaß, sodass man sogar von einem 

„Jesuitenbistum“ gesprochen hat. Das Bistum Leoben war sehr kurzlebig, de facto erlosch es 

bereits zu Beginn des 19. Jahrhunderts. 1859 wurde es formell aufgehoben und Graz-Seckau als 

neuem Landesbistum der Steiermark zugeschlagen. 

Die Österreichische Bischofskonferenz besteht seit 1849. Der Zusammenschluss der Bischöfe 

erwuchs aus den Ereignissen des Revolutionsjahres 1848 und dem Ringen um eine Verfassung 

für das Habsburgerreich und mündete schließlich in das Bedürfnis, für die Kirche mit einer 

geschlossenen Stimme zu sprechen und die Beseitigung des josephinischen Staatskirchentums 

zu verlangen: 

 eigenständige Verwaltung der Kirchengüter inklusive des Religionsfonds 

 freier Verkehr der Bischöfe und Ordensoberen mit dem Papst und den Generaloberen in 

Rom 

 ungehinderte und selbstständige Abhaltung von Synoden 

 unabhängige Leitungsgewalt der Priesterseminare und Theologiestudien 

 Mitspracherecht bei der Abfassung von Kultusgesetzen und im Schulunterricht  

 Anerkennung der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit 

Da der betagte Wiener Metropolit Eduard Milde fest im Josephinismus verwurzelt war, wurde 

der Salzburger Erzbischof Kardinal Friedrich Fürst Schwarzenberg, Bruder des späteren 

Ministerpräsidenten Schwarzenberg, zum Hoffnungsträger. Er berief im September 1848 seine 

Suffragane zu einer Synodalversammlung. Damit verband sich auch bereits der Gedanke an ein 
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deutsches Nationalkonzil – unter Berufung auf den Titel des Salzburger Metropoliten als Primas 

Germaniae. Unterhändler von Erzbischof Schwarzenberg am Hof wurde Joseph Othmar 

Rauscher, ehemaliger Lehrer von Kaiser Franz Joseph und Fürstbischof von Seckau. Er wurde 

zur zentralen Figur bei der Forderung nach der Abschaffung des josephinischen Einflusses des 

Staates auf die Kirche bei gleichzeitiger Festigung der Verbindung von Thron und Altar durch 

ein Konkordat. Im April 1849 lud der Minister für Kultus Franz Graf Stadion die Bischöfe der 

Habsburgermonarchie zu Verhandlungen. Am Tagungsort Wien hielten die 29 Bischöfe und vier 

bischöflichen Vertreter dann zum ersten Mal ihre eigene Bischofskonferenz ab, bevor sie mit 

Regierungsvertretern zusammentrafen. 

Die Bischofskonferenzen tagen seitdem regelmäßig, ab den 1880er Jahren zwei Mal jährlich im 

Frühjahr und im Herbst. Seit 1949 führt aus den Reihen der Bischöfe ein Sekretär der 

Bischofskonferenz die Geschäfte zwischen den Sessionen, Sachmaterien wurden in ständige 

Referate aufgeteilt. Der Bischofskonferenz gehören die neun Diözesanbischöfe, der 

Militärbischof, die Weihbischöfe und der Abt von Wettingen-Mehrerau an. Der Vorsitzende 

wird gewählt. Das Generalsekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz führt ein eigenes 

Archiv. 

Der Abt des Zisterzienserklosters Wettingen-Mehrerau steht einer Territorialabtei (Abbatia 

nullius) vor, also einem fest umschriebenen Kirchensprengel, und übt für die seiner Abtei 

inkorporierten Pfarren alle Rechte eines Diözesanbischofs aus. Er befindet sich darum im 

Bischofsrang. 

 

Kirchliche Behörden und Institutionen II: Die Pfarren und der 
Diözesanklerus. 

Merkmale einer Pfarre 

 auf Dauer errichtet 

 eigene Rechtspersönlichkeit 

 territorial abgegrenzt 

 Pfarrer auf unbestimmte Zeit ernannt, Residenzpflicht 

 Tauf- und Begräbnisrecht 

 Pfarrgemeinderat 

Die Errichtung einer Pfarre bzw. die Erhebung einer bestehenden Kirche zur Pfarrkirche ist ein 

Recht des Diözesanbischofs. Er ernennt auch den Pfarrer bzw. entschied über die Eignung eines 

Priesters, der ihm von einem Stifter und Patron als Pfarrer präsentiert wurde. 
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Mit der Erhebung einer Kirche zur Pfarre erhielt diese auch das Recht des Zehentbezugs 

innerhalb des Pfarrsprengels. Der Zehent ist eine Naturalabgabe, der zehnte Teil des 

landwirtschaftlichen Ertrags. Die dadurch notwendige Umschreibung der Zehentsprengel hat die 

Zuständigkeit der alten Taufkirchen weiter aufgelöst und zur Etablierung eines Pfarrnetzes 

beigetragen. Der Zehent ist eine Holschuld, keine Bringschuld, was zu verwaltungstechnischem 

Aufwand führt (Zehentpacht). 

Die territoriale Abgrenzung des Pfarrsprengels dient auch dazu, dass jede/r Gläubige den für 

ihn/sie zuständigen Pfarrer kennt: Nach den Vorschriften des Konzils von Trient können die 

Sakramente erlaubt nur von ihm empfangen werden. Es gibt allerdings im Konzilstext noch 

keine klare Festlegung des pfarrlichen Territorialprinzips, es waren durchaus auch 

Personalpfarreien möglich. Diese bestehen heute z. B. in der Militärseelsorge. 

Umgekehrt soll auch der Pfarrer die Gläubigen in seinem Sprengel kennen, konkrete 

diesbezügliche Bestimmungen führten in der Folge zu einem Schriftlichkeitsschub. In den 

sogenannten Seelenbüchern (Libri de statu animarum) sind Namen, Geschlecht, Alter und Stand 

aller Pfarrangehörigen verzeichnet (1614 von Papst Paul V. im Rituale Romanum 

vorgeschrieben).  

Die Pfarrrechte umfassen Taufe und Beerdigung (seit dem 9. Jahrhundert), weiters Versehgang 

(Spendung der Sakramente der Buße, der Krankensalbung und der Wegzehrung =  Kommunion 

bei einem Kranken in unmittelbarer Todesgefahr). In der Regel hatte in einem Pfarrsprengel nur 

die Pfarrkirche diese Rechte inne. Innerhalb eines Pfarrsprengels überlagerten sich in der frühen 

Neuzeit aber noch verschiedene andere Frömmigkeitskulturen: neben der Liturgie, den 

Sakramenten und der Christenlehre an der Pfarrkirche gab es noch zahlreiche Altäre und 

Kapellen mit ihren Benefizien, Stiftungsmessen und Sodalitäten (Bruderschaften), die Stifts- und 

Hospitalkirchen, Hauskapellen reicher Bürger und Schlosskapellen des Adels sowie zahlreiche 

Klosterkirchen, die nicht selten mit der Pfarrkirche konkurrierten, was zu Konflikten mit den 

Pfarrern führen konnte. 

Die Bestimmungen des Trienter Konzils präzisierten die 

Aufgaben der Pfarrer 

 Residenzpflicht (der Pfarrer soll sein Amt selbst ausüben und es nicht einem Vikar 

übertragen, er soll seine Gläubigen kennen) 

 regelmäßige Messfeiern, Applikationspflicht (= dem Pfarrer wird vorgeschrieben, an 

Sonn- und Feiertagen das Messopfer für das Pfarrvolk darzubringen (applicatio pro 

populo),  und dafür kein Stipendium zu nehmen. 
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 Verkündigung (Predigt und Christenlehre) 

Die Predigt war anfänglich kein integraler Bestandteil der Messfeier. Sie wurde zu 

besonderen Anlässen gehalten (Festpredigten, Fastenpredigten, Leichenpredigten, 

Volksmissionspredigten etc.), an Sonntagen vor oder nach der Messe. Um den Besuch 

der Predigt zu erhöhen, ging man im 18. Jahrhundert dazu über, die Predigt während der 

Messe zu halten. 

 Sakramentenspendung: Das Taufrecht war noch nicht allgemeines Pfarrrecht, hier gab es 

auch immer noch die Struktur der alten Tauf- und Kathedralkirchen, die sich das Recht 

vorbehielten. Das Beichtrecht der Ordensleute wurde zugunsten des Pfarrrechts 

eingeschränkt: Die Osterbeichte durfte man nur in der eigenen Pfarre abgelegen, erst ab 

1670 konnte man auch zu Ostern bei jemand anderem beichten. 

 Begräbnisrecht und Eheassistenz (dient der Wahrung der konsensualen Ehe und war 

gegen klandestine Ehen und die daraus folgenden Probleme mit Wiederverheiratungen 

und Erbrechten gerichtet) 

 Führung der Kirchenbücher: Matriken = amtliche Register zur Beurkundung von 

Taufen, Trauungen und Sterbefällen. Die Tauf- und Trauungsregister sind seit 1563 

(Tridentinum), die Sterbebücher und Verzeichnisse der Gefirmten seit 1614 (Rituale 

Romanum) angeordnet. Die Beurkundung der Trauungen hängen mit der Frage des 

Ehesakraments zusammen (siehe oben), auch die Taufbücher sind damit im 

Zusammenhang zu sehen: Sie erlauben die Überprüfung des Ehehindernisses der 

Verwandtschaft, v.a. auch der geistlichen Verwandtschaft, die mit den Taufpaten bestand 

(siehe oben bei Konsistorium: die große Zahl der Fälle, in denen um Dispens von einem 

Ehehindernis angesucht wird!).  

 vorbildliche Lebensführung 

Die Qualifikation des Klerus sollte durch die Einrichtung von Priesterseminaren sowie die 

Einführung einer bischöflichen Pfarrbefähigungsprüfung verbessert werden. Dieser Teil der 

Bestimmungen des Trienter Konzils wurde für den Diözesanklerus aber im Wesentlichen erst im 

18. Jahrhundert umgesetzt. 

Errichtung einer Pfarre 

Eine Kirche oder Kapelle stiften konnte jeder adelige Grundherr oder reiche Bürger, für die 

Weihe der Kirche und die Verleihung von Pfarrrechten musste er beim zuständigen 

Diözesanbischof ansuchen. Kirchen konnten auch von geistlichen Einrichtungen wie etwa 

Klöstern errichtet oder ihnen einverleibt werden. Allgemein gesprochen ist eine solche 

„Einverleibung“ (Inkorporation) eine besondere Form der Vereinigung zweier Pfründen oder 
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Benefizien, nämlich in der Form, dass einer juristischen Person, also einem Kloster, einem 

Kapitel oder einer Universität, ein Benefizium inkorporiert wird. Bis heute gibt es in Österreich 

die Inkorporation von Pfarren in die österreichischen Stifte. In Österreich unter der Enns waren 

in der frühen Neuzeit den 22 Klöstern der alten Orden ein Viertel aller der insgesamt weit über 

500 Pfarren inkorporiert, in Österreich ob der Enns war die Hälfte der über 300 Pfarren in 

Händen eines Ordenshauses. Das Institut der Inkorporation ist kirchenrechtlich grundsätzlich 

abgeschafft (CIC, can. 520: eine juristische Person kann nicht Pfarrer sein), dass es inkorporierte 

Pfarren in Österreich heute noch gibt, ist eine Besonderheit und hat historische Gründe – es ist 

kirchenrechtlich gedeckt durch can. 4 des CIC (wohlerworbene Rechte). 

Zu Beginn der Neuzeit war das Netz der Pfarren bereits recht dicht und die Zahl der Pfarren 

blieb bis zum 18. Jahrhundert ziemlich konstant. Sie stieg erst wieder durch die zahlreichen 

Pfarrerrichtungen unter Kaiser Joseph II. steil an. 

Seit der josephinischen Pfarrregulierung galt die Errichtung von Pfarren als ausschließlich 

staatliches Recht. Erst mit dem Konkordat von 1855 wurde den Bischöfen ein Antragsrecht 

eingeräumt. Noch im Reichsgesetz von 1874 „über die äußeren Rechtsverhältnisse der 

katholischen Kirche“ (sog. Katholikengesetz) ist eine staatliche Genehmigung für Pfarr-

Errichtungen festgeschrieben. Das Konkordat von 1933 bestimmte, dass eine Zustimmung der 

obersten Kultusbehörde nur für jene neu zu errichtenden Pfarren notwendig ist, für welche eine 

Kongruaergänzung vom Bund angestrebt wird. Erst mit dem Kirchenbeitragsgesetz und der 

Einziehung des Religionsfonds 1939 erlosch diese Bestimmung. 

Josephinische Pfarrregulierung und Religionsfonds 

Die josephinische Pfarrregulierung war die unter Kaiser Joseph II. im Bereich der gesamten 

Monarchie durchgeführte Neuordnung der Seelsorgesprengel. Sie war für die Pfarrstruktur sehr 

tiefgehend (Zahlen aus der ED Wien: 48 % der Pfarren sind vorjosephinische Gründungen, 30 % 

josephinische, 22% jüngere.) 

Josephinismus: Eine bestimmte Tradition der kirchlichen Geschichtsschreibung sieht diese 

Epoche aus der Perspektive nach 1855, nämlich als ein Staatskirchentum, in dem der Staat eine 

antagonistische Herrschaft über die Kirche ausübt und damit ihr Wesen empfindlich beschneidet 

(vertreten etwa durch Ferdinand Maaß SJ, Der Josephinismus, 5 Bände, Wien/München 1953-

1961). Nicht durchsetzen konnte sich in dieser Tradition die Anschauung vom Josephinismus als 

einem Reformkatholizismus, der von aufgeklärten auch innerkirchlichen Neuerungskräften 

begonnen und vom Staat gefördert und umgesetzt worden war, und der an der römische Kurie 

unverstanden blieb (vertreten etwa durch Eduard Winter, Der Josephinismus. Die Geschichte des 
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österreichischen Reformkatholizismus 1740-1848, Berlin, 2. Aufl. 1962). Neuere Forschungen 

und Detailstudien haben diesen Gegensatz abgemildert. 

Die Absicht, die Pfarrseelsorge durch Verkleinerung der Pfarrsprengel und durch 

Neugründungen zu intensivieren, hatte bereits in der Regierung Maria Theresias konkrete 

Formen angenommen. Sie galt als probates Mittel gegen das verstärkt thematisierte Phänomen 

des Geheimprotestantismus. Zur Abdeckung der finanziellen Kosten für den Unterhalt dieser 

Kirchen und seiner Seelsorger wurde bereits 1753 die Einrichtung eines Religionsfonds aus 

Beiträgen der Bischöfe, Klöster, der reicheren Pfarren und Bruderschaften vorgeschlagen. Ein 

anderes Modell sah sogar die Umwandlung reicher Abteien in abhängige Priorate vor oder 

überhaupt die zentrale staatliche Verwaltung aller Klostergüter, aus deren Überschüssen dann die 

Kultusausgaben zu finanzieren gewesen wären. Diese Vorschläge lehnte aber Papst Benedikt 

XIV. ab, dessen Zustimmung Maria Theresia 1753 zu erreichen suchte. Die 

Religionshofkommission arbeitete noch bis 1756 an weiteren Modellen (es wurde als Grundsatz 

bereits hier festgelegt, dass die Pfarrbewohner nicht weiter als eine Stunde von der Pfarrkirche 

entfernt wohnen sollen), das Unternehmen fand aber mit dem Beginn des Kriegs gegen Preußen 

ein jähes Ende. Man betrachtete aber fortan die Pfarrgründung als eine staatliche Angelegenheit 

(also als „politischen Gegenstand“), sie bedurfte der Bewilligung der Landesregierungen. 

Kaiser Joseph II. ließ Fassionen des Kirchen- und Klerusstandes erstellen. Für die 

österreichischen und böhmischen Erblande und Galizien ergab sich ein Gesamtstand von ca. 

33.700 geistlichen Personen, davon 17.000 Säkularklerus, 14.700 Regularklerus und 2000 

Ordensfrauen. Der Bericht an den Kaiser führt aus, dass nur etwa 11.000 Geistliche auch in der 

Seelsorge durch Versorgung einer Pfarre tätig sind. 

Im Jahr 1782 ordnete das erste Klosteraufhebungspatent die Aufhebung aller Klöster der 

beschaulichen Orden an. Weiters wurde angeordnet, die Ordensgeistlichen einer Prüfung 

betreffend ihrer Tauglichkeit für die Seelsorge zu unterziehen. Dann erfolgte noch im Jahr 1782 

die Einrichtung des Religionsfonds. Er sollte die finanzielle Basis der Pfarrregulierung bilden. 

Als ausführendes Organ der ganzen Unternehmung errichtete der Kaiser die Geistliche 

Hofkommission. Es wurden Durchführungsbestimmungen ausgearbeitet, die sog. Direktivregeln.  

Einnahmen des Religionsfonds: 

 Vermögen der aufgehobenen Klöster (Vorbild: der Studienfonds, der aus dem Vermögen 

des 1773 aufgehobenen Jesuitenordens errichtet wurde), zuerst nur kontemplative Orden, 

später – wegen Geldbedarfs – auch reiche Klöster. 

 Interkalareinkünfte erledigter Pfründen. 
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 Ertrag des ehemals Passauer Diözesanvermögens in Niederösterreich. 

 Religionsfondsbeiträge, ab 1788 eingehoben, und zwar 7 ½ Prozent zuerst von allen 

kirchlichen Einkünften, später nur mehr von den größeren kirchlichen Vermögen (also 

etwa den bischöflichen Mensen oder Abteien). Berechnungsgrundlage für die 

Religionsfondsbeiträge bildete eine weitere, nur von Kirchen zu leistende Steuer, das 

Gebührenäquivalent, ursprünglich eine Taxe, die bei der Besetzung einer kirchlichen 

Pfründe fällig wurde, seit 1850 de facto eine Vermögenssteuer. 

Die Verwaltung des Religionsfonds erfolgte länderweise, daher gab es große Unterschiede.  

Ausgaben des Religionsfonds: 

 das Patronat über neuerrichtete Pfarren, sofern kein anderer Patron vorhanden ist 

 die Bezahlung der Pensionen für Religiosen aufgehobener Klöster 

 Besoldung des Klerus: z.B. Zuschüsse zum Einkommen der Mendikanten, denen das 

Betteln verboten wurde, später auch Zuschüsse zur Kongrua 

Es wurden nicht nur selbstständige Pfarren, sondern auch Lokalkaplaneien (Lokalien) errichtet. 

Lokalkaplan = vorjosephinischer Terminus: ein dem Hauptpfarrer unterstellter Seelsorger 

(Kaplan), der ständig an einem Filialort exponiert ist (im Gegensatz zum exkurrierenden 

Seelsorger, der die Filale einer Pfarre „hinauslaufend“, also nach Bedarf betreut). Der 

josephinische Lokalkaplan war dagegen selbständig. Er hatte die volle pfarrliche Jurisdiktion, 

wurde investiert und unterstand dem zuständigen Dechanten. Lokalkapläne wurden in jenen 

Orten bestellt, wo die Bevölkerung unter der von den Direktivregeln geforderten Zahl (700) lag. 

Sein geringes Gehalt schmälerte allerdings das ohnehin nicht sehr hohe Ansehen der 

Lokalkapläne in den Pfarrgemeinden. Man hat in allen Ländern bis 1891 die Unterscheidung 

zwischen Pfarrei und Lokalkaplanei aufgegeben und letztere entweder zur Filiale oder zur 

selbstständigen Pfarre gemacht. 

Die weiter bestehenden Klöster hatten die Religiosen aus den aufgehobenen Ordenshäusern 

aufzunehmen. Die Klöster mussten auch überall dort Pfarren neu übernehmen, wo sie schon die 

Mutterpfarre innehatten, aus deren Sprengel die neue Pfarre exzindiert wurde bzw. wo sie die 

Grundobrigkeit oder das Zehentrecht hatten. Die weltlichen Grundherrschaften hatten die 

Möglichkeit, das Patronatsrecht (und damit vor allem die Baulast) auszuschlagen, das in diesem 

Fall an den Religionsfonds fiel. Neubauten waren allerdings nur in der Minderzahl notwendig, 

meistens bestand bereits eine Kirche oder Kapelle. 

Die josephinische Pfarregulierung wurde zuerst in Wien und Niederösterreich durchgeführt, 

1784 in Oberösterreich, 1785 in Tirol, Vorarlberg und Steiermark, 1786 in Kärnten. Mit der Zahl 
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der Pfarren wurde auch die der Dekanate erhöht und im Bereich der Kirchenprovinz Salzburg 

(also in Steiermark und Kärnten) die Archidiakonatsverfassung beseitigt (in Salzburg selbst erst 

1803). 

Wie wird man Pfarrer? 

Den Pfarrer ernennt der Diözesanbischof, und zwar aus den Reihen des Diözesanklerus. In den 

Diözesanklerus wird ein Priester bei seiner Weihe (Ordination) aufgenommen. Die 

Inkardination ist die für alle Kleriker verpflichtende Eingliederung in einen geistlichen 

„Heimatverbund“ und die Unterordnung unter einen Ordinarius. Der Kleriker erlangt als 

„Gegenleistung“ für die Verpflichtung zum kirchlichen Dienst Rechte bezüglich dienstlicher 

Verwendung und wirtschaftlicher Versorgung. 

Bei der Besetzung der Pfarren wirkte der Inhaber des Patronatsrechts: 

CIC 1917: „Das Patronatsrecht ist eine Summe von Rechten und Pflichten, die den 

katholischen Stiftern einer Kirche, Kapelle oder eines Benefiziums bzw. deren 

Rechtsnachfolgern kraft Einräumung der Kirche zustehen“. Der CIC 1983 erwähnt dieses 

Rechtsinstitut nicht mehr, doch zählt es zu den wohlerworbenen Rechten, die nach can. 4 

weiterbestehen.  

Wer eine Kirche oder ein Benefizium stiftete, erbaute oder den Grund dazu hergab, erwarb das 

Patronatsrecht. Der Stifter war damit verpflichtet, für die Dotation und die notwendigen 

Baulichkeiten zu sorgen. Der Patron hatte das Präsentationsrecht = Recht, dem 

verleihungsberechtigten kirchlichen Oberen zur Wiederbesetzung der erledigten Stelle einen 

oder mehrere Kandidaten rechtsverbindlich vorzuschlagen. 

Um festzustellen, ob ein Kleriker geeignet war, wurde er examiniert. Bereits das Konzil von 

Trient hatte für Seelsorgsbenefizien eine Konkursprüfung vor dem Bischof oder dem 

Generalvikar und mindestens drei Examinatoren vorgesehen, diese Bestimmungen konnten sich 

allerdings in den österreichischen Ländern vorerst nicht durchsetzen. Erst Maria Theresia 

drängte bei Vergabe der landesfürstlichen Patronatspfründe auf die Abhaltung der 

Konkursprüfungen. Erfolgreiche Absolventen  konnten sich beim Ordinariat um eine vakante 

Pfarrerstelle bewerben. Damit war die Rolle der Bischöfe bei der Besetzung der Pfarren enorm 

aufgewertet, weil sie damit das Recht erworben hatten, dem Patron einen geeigneten Kandidaten 

vorzuschlagen. 

Nach 1848 sprachen sich die Bischöfe dafür aus, dass die Pfarrkonkursprüfung den Charakter 

einer Staatsprüfung erhalten soll, die Regelungen für die Pfarrkonkursprüfung wurden mit einer 
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Ministerialverordnung 1850 in Kraft gesetzt. Das Konkordat von 1855 ordnete schließlich 

bezüglich der Vergabe aller Pfarren an, dass diese „in Folge einer öffentlich ausgeschriebenen 

Bewerbung“ zu erfolgen habe. 

Bei den Pfarren, bei denen der Religionsfonds das Patronat hatte, übte der Landesfürst das 

Präsentationsrecht aus. Nach dem Ende der Monarchie nahm die Bundesregierung die 

Präsentationsrechte aufgrund des sog. Katholikengesetzes von 1874, das nach 1918 in Geltung 

blieb, für sich in Anspruch, während sie die kaiserlichen Nominationsrechte zu Kanonikaten und 

Bistümern als dem Landesfürsten verliehene Privilegien und daher für erloschen betrachtete. Mit 

der Durchführung wurden die Landesregierungen betraut, bei Pfründen mit höherem Einkommen 

war eine Ermächtigung des Staatssekretärs für Kultus nötig. 

Das Konkordat von 1933 hob zwar das Katholikengesetz auf, anerkannte aber bemerkenswerter 

Weise die bestehenden Patronats- und Präsentierungsrechte und sah die Besetzung jener 

Benefizien, auf welche der Bund oder ein öffentlicher Fonds Präsentationsrechte ausübten, auf 

Grund einer vom Ortsordinarius der staatlichen Kultusverwaltung bekanntgegebenen Dreierliste 

vor. Erst die Aufhebung der öffentlichen Patronate durch das Kirchenbeitragsgesetz von 1939 

bedeutete auch das Ende der Präsentation durch staatliche Organe. 

Letzter Rest der staatlichen Einflussnahme österreichischer Behörden auf die Besetzung eines 

Kirchenamts ist der aus dem Konkordat von 1933 nach wie vor in Geltung befindliche Artikel 

über Bekanntgabe der Ernennung eines residierenden Bischofs oder Koadjutors mit 

Nachfolgerecht bei der Bundesregierung. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt 15 Tage nach der 

Benachrichtigung, wenn die Bundesregierung keinen Einspruch angemeldet hat. Vom 

Einspruchsrecht hat noch nie eine österreichische Regierung Gebrauch gemacht, es ist allerdings 

auch kein völlig unbedeutender Artikel, bei den umstrittenen österreichischen 

Bischofsernennungen der zweiten Hälfte der 1980er Jahre war er durchaus ein Faktor. 

Die Pfarrkonkursprüfungen bestanden bis zum 2. Vatikanischen Konzil, dort wurden neue 

Regelungen getroffen. Statt einer Ausschreibung einer Pfarre erfolgt seitdem eine amtliche 

Bekanntgabe der Erledigung im Diözesanblatt, dem Amtsblatt jeder Diözese, verbunden mit der 

Aufforderung an Interessenten, sich zu melden. Die Pfarrkonkursprüfung wurde in 

Pfarrbefähigungsprüfung umbenannt.  

Personal an einer Pfarre 

 geistliches Personal an der Pfarrkirche: Pfarrer, Kaplan, Kooperator, Diakon etc. 
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 weltliches Personal an der Pfarrkirche: Kantor; Choralisten und Sängerknaben an 

Kirchen, an denen das Stundengebet gesungen wird; Organist, Schulmeister und Mesner, 

in der frühen Neuzeit häufig in der gleichen Person 

 HaushälterInnen, PfarrsekretärInnen 

Schulen 

An den Pfarren bestanden schon früh häufig Schulen. Unterricht sah die Kirche als Teil der 

Verkündigung und damit als Kernaufgabe an. Zur Regierungszeit Maria Theresias wurde die 

Errichtung einer Volksschule in jedem Pfarrbezirk angeordnet. Die Aufsicht über diese Schulen 

oblag einem von der Regierung bestellten Schuloberaufseher bzw. den Kreisämtern. Kaiser 

Franz I. unterstellte im Jahr 1804 die Volksschulen den bischöflichen Konsistorien. Bei der 

Visitation der Pfarre wurde auch die Schule visitiert. So wie es ein Patronat über die Pfarre gab, 

gab es auch das Schulpatronat. Unterlagen zu den Schulen findet man daher sowohl in den 

Pfarrarchiven als auch in den Archiven der Patrone, also in Grundherrschaftsarchiven oder in 

den Archiven von Klöstern mit inkorporierten Pfarren. Endgültig gingen die Schulagenden vom 

kirchlichen in den staatlichen Bereich über im Jahr 1868 durch das Reichsvolksschulgesetz, als 

der Elementarunterricht in der liberalen Ära neu geordnet wurde.  

In der Kirche fand am Sonntag der Katechismusunterricht (Christenlehre) statt, seit dem 18. 

Jahrhundert hielten Pfarrer auch Hauskatechesen ab. Gelehrt wurde nach dem Katechismus des 

Jesuiten Petrus Canisius. 1772 wurde im Zuge der mariatheresianischen Schulreformen – gegen 

den Einspruch Passaus – Felbigers Katechismus eingeführt (in Geltung bis 1857). Johann Ignaz 

Felbiger war Vorgänger von Gottfried von Swieten als Vorsitzender der Studienhofkommission 

und Reformer des österreichischen Grundschulwesens. Der aktuelle Katechismus der gesamten 

Katholischen Kirche wurde 1992 approbiert.  

Verbände 

Bruderschaften (Sodalitäten) sind Korporationen an einer Kirche, deren Mitglieder sich der 

Totenmemoria verpflichten (Seelenmessen und Jahrtage, bestimmte regelmäßige 

Gebetsübungen), aber auch sonst im liturgischen Kult eine Rolle spielen (Prozessionen). Sie sind 

meist nach einem bestimmten Heiligen oder einem Glaubensgeheimnis benannt und bestiften 

dafür einen bestimmten Altar in ihrer Kirche, der als Bruderschaftsaltar dient. Sie können auch 

in sozial-karitativer Funktion wirksam werden. Ihre Einnahmen bestehen aus den jährlichen 

Mitgliedsbeiträgen, Kollekten zu diversen Anlässen und aus Stiftungen bzw. Legaten. Die 

Bruderschaften spielten bereits in der mittelalterlichen Frömmigkeitspraxis eine große Rolle. In 

der Gegenreformation, die viele Formen spätmittelalterlicher Religionsübung erneuert und 
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weiterführt, kommt es auch zu zahlreichen Neustiftungen von Bruderschaften, die sehr 

wesentlich am sinnenfälligen Kult der Barockzeit teilhatten. Die Aufklärung wendet sich gegen 

die Bruderschaften, Joseph II. verbietet sie und verordnet, dass das Vermögen der 

Bruderschaften zur Errichtungen von Armeninstituten in den Pfarren heranzuziehen ist. Ähnliche 

Maßnahmen ergriff auch Erzbischof Hieronymus Colloredo in Salzburg. 

Armeninstitute 

Die Einführung des Armeninstituts 1784 fand bei Bevölkerung und Geistlichkeit keinen großen 

Anklang. Die regelmäßigen Sammlungen brachten die Institution in Misskredit, staatliche 

Zuschüsse blieben aus. Dem Problem der Massenverarmung im 19. Jahrhundert war mit diesen 

sehr bescheidenen Mitteln nicht beizukommen (Unterstützung von Pfarrarmen, die ein 

„Armutszeugnis“ brachten.) Während es in den Ballungsräumen unmöglich war, über das 

pfarrliche Armeninstitut alle Pfarrarmen zu versorgen, funktionierte in den kleineren, agrarisch 

strukturieren Gemeinden die Versorgung der Erwerbslosen im privaten Bereich. Die Bischöfe 

beklagten auch, dass die Herrschaften und Grundobrigkeiten für die Armenversorgung zu wenig 

leisteten. Im Jahr 1870 wurden die Armeninstitute den Gemeinden übergeben. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatten die ursprünglich von den Jesuiten an ihren 

Schulen eingerichteten, dann aber an vielen anderen Kirchen eingeführten Marianischen 

Kongregationen regen Zulauf. Es handelt sich um ständisch gegliederte, bruderschaftsähnliche 

Vereinigungen mit besonderer marianischer Frömmigkeit, die das Laienapostolat sowie eine 

religiöse Gestaltung des Alltags fördern sollten. Die Sodalen verpflichteten sich zu religiösen 

Übungen und Sakramentenempfang und widmeten sich auch sozial-karitativen Aufgaben. Aus 

der Tätigkeit dieser Kongregationen sind Alben (Mitgliederverzeichnisse der Sodalen), 

Konsultbücher (Protokollbücher für die gewählten weltlichen Leitungsgremien der 

Kongregationen) und Chroniken überliefert. 1933/34 gingen diese Kongregationen bisweilen in 

den Verbänden der Vaterländischen Front auf, 1938/39 wurden sie wie alle katholischen 

Verbände verboten. Nur vereinzelt wurden die Marianischen Kongregationen nach 1945 

wiedererrichtet. 

Als neue Bewegung des Laienapostolats formierte sich die seit den 1920er Jahren als 

Dachorganisation katholischer Verbände bestehende, ebenfalls ständisch gegliederte 

Katholische Aktion. Sie wurde nach dem 2. Weltkrieg von den österreichischen Bischöfen 

offiziell mit der Laienpastoral beauftragt. Sie besteht aus Gruppen in den einzelnen Pfarren, 

Diözesanleitungen und österreichweiten Verbänden. Funktionäre auf Diözesan- und 

Bundesebene, darunter auch die Vorsitzenden, werden gewählt, Priester werden als Geistliche 
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Assistenten vom Bischof ernannt. Überschneidungen mit dem Aufgabenbereich der diözesanen 

Pastoralämter führten auch immer wieder zu Konflikten. 

Pfarrgemeinde 

Der Begriff der Pfarrgemeinde ist der katholischen Kirche ursprünglich fremd. Die Gläubigen 

versammeln sich zwar beim Gottesdienst, bilden aber nicht eine Korporation wie das im 

weltlichen Bereich etwa bei der Stadtgemeinde schon früh der Fall war. Die Anfänge einer 

Pfarrgemeinde mit einem handlungsfähigen Gremium, einem „Rat“, liegen in der Verwaltung 

des Kirchenvermögens. Dass die Gesamtheit der in einem Pfarrbezirk wohnhaften Katholiken 

eine Pfarrgemeinde bildet, die auch entsprechende Organe ausbildet, ist eine Definition des 

Katholikengesetzes von 1874. Andererseits ist der theologische Gedanke der Gemeinde aus den 

verschiedenen Aufbruch- und pastoralen Bewegungen des Beginns des 20. Jahrhunderts zu 

sehen: Jugendbewegung, historisch-kritische Bibelexegese, Laienbewegungen wie die 

Katholische Aktion, eucharistische Erneuerung usw. Die Vorstellung vom Gemeindeleben ist 

auch als Gegenbewegung zum sehr intensiven Vereinsleben im katholischen Bereich zu sehen, 

welches stark ständisch und bündisch strukturiert war. 

Die Einrichtung von Pfarrgemeinderäten als Leitungsgremien von Pfarren geht auf die 

Beschlüsse des 2. Vatikanischen Konzils zurück. Dem Pfarrgemeinderat gehören alle Kleriker an 

einer Pfarre an sowie engagierte Laien, die von der Pfarrgemeinde alle fünf Jahre in geheimer 

Wahl gewählt werden. Für die konkrete Arbeit bildet der PGR in der Regel Fachausschüsse (für 

Finanzen, Bauangelegenheiten, Liturgie, Kinder- und Jugendarbeit, Caritas etc.). 

Einkünfte der Pfarre 

Benefizien 

Die Hauptmasse des Pfründenvermögens bestand in der frühen Neuzeit aus Liegenschaften und 

darauf liegenden Renten. Der landwirtschaftliche Liegenschaftsbesitz einer Pfarre wurde meist in 

Eigenwirtschaft betrieben, die Pfarrhöfe waren auch Wirtschaftshöfe. Die Nutzung und 

Verwaltung des Pfründenvermögens oblag dem Pfarrer als Inhaber der Pfründe. 

Zehent 

Bis zur Grundentlastung war ein wichtiger Teil der Pfarrfinanzen der Zehent, im Besonderen – 

je nach landwirtschaftlichen Umständen – Getreide- und Weinzehent.  

Stiftungen 

Das Stiftungsgut einer Pfarrkirche kann aus Liegenschaften, aus dinglichen Rechten oder aus 

Kapital bestehen. Stiftungen machten einen wichtigen Teil der Einkünfte aus – ab dem 18. 



 33 

Jahrhundert zumeist in der Form, dass in einem frommen Vermächtnis ein verzinsliches 

Stiftungskapital begründet wurde, dessen Erträge zur Persolvierung von Stiftungsmessen oder 

anderen Formen der Totenmemoria zu verwenden waren. Das Stiftungsgut gehört wie die 

anderen Einnahmen der Kirche zum Kirchenvermögen, an dessen Administrierung auch die 

Pfarrleute Anteil haben. „Kirchenväter“ oder „Kirchenzechen“ erstellten jährlich die 

Kirchenrechnungen. Die Pfarrkirchenrechnungen sind bis heute jährlich vor der bischöflichen 

Finanzkammer zu legen. 

Opfer 

Weitere Einnahmen der Pfarrkirche sind Opfer (Opferstock und Kollekten), also freiwillig 

gebrachte Oblationen, die ins Kirchenvermögen fließen, sofern nicht für einen besonderen 

Zweck gesammelt worden wird. 

Patronatsleistungen 

Kaiser Joseph II. schrieb vor, dass jede Pfarre einen Patron haben sollte, weil das Patronat in 

enger Weise mit der Baulast verbunden wurde. Zur Baulast hatte außerdem zu einem Drittel die 

Pfarrgemeinde mit Geld oder durch Hand- und Zugrobot beizutragen. 1848 erloschen mit der 

Grundobrigkeit nicht die Patronatsverhältnisse, allerdings die Verbindlichkeiten der 

Grundherrschaft bezüglich der Baulast. Das Katholikengesetz von 1874 beseitigte besonders 

drückende Inanspruchnahmen des Patrons für Kirchenneu- und Erweiterungsbauten. Das 

Kirchenbeitragsgesetz von 1939 brachte die Beseitigung der Beitragspflicht der Patrone. 

Stola 
Die Stolgebühren werden für jene geistlichen Handlungen erhoben, bei denen der Pfarrer die 

Stola trägt, also bei der Spendung von Sakramenten und bei Segnungen. 

Die Stolordnungen sind regional sehr unterschiedlich. Eine Vereinheitlichung intendierte das 

mariatheresianische Stolpatent von 1770, das den Vermögensstand unterschiedlicher 

Bevölkerungsschichten berücksichtigte und Stolgebühren in Klassen unterteilte. Joseph II. wollte 

diese Standesunterschiede bei der Sakramentspendung beseitigt wissen und stellte die Wahl der 

Klassen frei. Aktuelle Stolordnungen werden heute in den Diözesanblättern veröffentlicht. 

Mess-Stipendien 

Das Messstipendium ist eine Gabe für die Applikation einer Messe in einer bestimmten Meinung 

(Messintention). Es ist eher zu den Oblationen als zu den Stolgebühren zu rechnen. 
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Kongrua 

= das zum standesmäßigen Unterhalt des Inhabers einer geistlichen Pfründe gesetzlich bestimmte 

minimale Jahreseinkommen, also der standesgemäße Unterhalt eines Klerikers, der ein 

Kirchenamt innehat. 

Ursprünglich war jedes Kirchenamt mit einem Benefizium, einer Pfründe, verbunden, aus der 

der Amtsinhaber seine Einkünfte bezog. Die Kongrua, also der standesgemäße Unterhalt, sollte 

durch diese Einkünfte gedeckt sein. Der Amtsinhaber hat sein Amt aber oft nicht selbst ausgeübt, 

sondern einen Vikar damit beauftragt, der dann etwa die Pfarre tatsächlich zu versorgen hatte. 

Das Konzil von Trient bestimmte, dass die ständigen Vikare, deren Einkünfte ein nicht 

residierenden Amtsinhaber bezieht, in der Regel den dritten Teil der Einkünfte des Benefiziums 

(portio canonica) als Einkommen erhalten sollen, ein nur temporär angestellter Vikar erhielt das 

Einkommen nach Maßgabe des Bischofs. Doch schreibt das Konzil von Trient grundsätzlich die 

Residenzpflicht der Amtsinhaber vor und verbietet Ämterkumulierung. Außerdem sollten die 

Bischöfe dafür Sorge tragen, dass alle Pfarren mit genügend Besitz und Einkünften ausgestattet 

sind, um einen Geistlichen erhalten und den Bestand der Kirche gewährleisten zu können. 

Josephinistisch ist die Idee, dass der Staat die Aufgabe hat, für den Unterhalt des Seelsorgeklerus 

Finanzen bereitzustellen, wenn die kirchlichen Einkünfte für ein standesgemäßes 

Mindesteinkommen nicht ausreichen. Der Religionsfonds ergänzte die Differenz zwischen 

Kongrua und tatsächlichem Einkommen des Priesters, welches vor allem bei den Kaplänen und 

Kooperatoren sehr niedrig war. 

Kaiser Joseph II. hatte 1783 die Kongrua in Niederösterreich für einen Kooperator mit 250 fl, für 

einen Lokalkaplan mit 350 fl und für einen Pfarrer mit 600 fl festgesetzt, wobei dieses Land 

schon damals höhere als die allgemeinen Kongruasätze zugewiesen bekam (in der Steiermark 

waren es 400 fl für einen Pfarrer, 300 fl für die Lokalkapläne). Zwei Drittel davon sollten aus der 

Pfründe finanziert werden. Hinzu kamen die Stolgebühren und Messstipendien, wobei ein 

Religionsfondkooperator 75, ein Lokalkaplan 105 und ein Pfarrer 180 Messen im Jahr 

unentgeltlich zu lesen hatte, für alle restlichen kamen ihm die Stipendien zu. Die unentgeltlich zu 

lesenden Messen stammten zum größten Teil von Stiftungen, deren Kapitalien in öffentlichen 

Fondsobligationen bestanden. 

Der Religionsfonds nach 1855 

Das Konkordat von 1855 erklärte Studien- und Religionsfonds zum kirchlichen Eigentum, 

allerdings unter staatlicher Verwaltung. Nachdem schon die Maigesetze von 1868 das Konkordat 

von 1855 von liberaler Seite ausgehöhlt hatten (strittig waren stets die Schulaufsicht und das 

Eherecht), führte das sog. Katholikengesetz von 1874 (das gleiche Jahr, in dem das Konkordat 
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von 1855 für aufgehoben erklärt wurde wegen des sog. Unfehlbarkeitsdogmas) eine Trennung 

von Staat und Kirche herbei, die auch Einfluss auf die Kirchenfinanzen hatte. Die staatliche 

Kirchenhoheit blieb allerdings in der Frage des Religionsfonds aufrecht. Auch die Regelung der 

Kongrua blieb bestehen, wobei aber problematisch wurde, dass die Sätze trotz steigender 

Lebenserhaltungskosten nicht hinaufgesetzt wurden, das geschah erst 1898. Um 1900 betrug die 

Kongrua eines Pfarrers zwischen 700 und 800 Gulden. 

In Folge des von den Nationalsozialisten erlassenen „Gesetzes über die Erhebung von 

Kirchenbeiträgen“ vom 28. 4. 1939 endeten die Zuschüsse aus dem Religionsfonds 1940 und 

dieser ging in das Eigentum des Deutschen Reichs über. Das Religionsfondsvermögen umfasste 

36 Kirchen, 7 Klöster, 29 Pfarrhöfe, 13 Häuser, Forst- und Landwirtschaft im Ausmaß von ca. 

60.000 Hektar sowie Wertpapiere von allerdings geringerem Wert. Das Kirchenbeitragsgesetz 

sieht eine staatliche Kontrolle über die kirchlichen Finanzen vor, erzwingt also die Vorlage der 

Haushaltspläne. Die behördengeschichtliche Folge des Gesetzes war die Gründung von eigenen 

Finanzkammern in den Diözesen (also die Herauslösung des Finanzbereichs aus den 

Ordinariatskanzleien). Weiters wurde eine Pfarrkirchenratsordnung erlassen über die Tätigkeit 

der Pfarrkirchenräte beim Einsammeln der Kirchenbeiträge. 1939 wurden auch alle öffentlichen 

Patronate und damit die staatlichen Kirchenbaulasten aufgehoben. 

Nach dem 2. Weltkrieg war die Bischofskonferenz eher geneigt, das Kirchenbeitragsgesetz 

grundsätzlich zu belassen, es allerdings zu novellieren, vor allem wollte man keine staatliche 

Aufsicht mehr. Aus diesem Grund wurde auch die Idee, den Kirchenbeitrag über staatliche 

Stellen einzuheben, verworfen, außerdem wäre der Verwaltungsaufwand für den Staat höher 

gewesen als für die Kirche. 

Die Verwaltung des Religionsfonds nahm ab 1956 eine Treuhandstelle wahr, man rang um einen 

Ausgleich zwischen den defizitären Teilen des Religionsfondsvermögens (reparaturbedürftige 

Immobilien) und den gewinnbringenden (Forste).  

Das Konkordat von 1933 wurde von der österreichischen Bundesregierung nach dem 2. 

Weltkrieg grundsätzlich anerkannt, aber in weiteren Verträgen mit dem hl. Stuhl modifiziert. Im 

Vermögensvertrag von 1960 ging der Religionsfonds in den Besitz der Republik über, kirchlich 

genutzte Bauten sowie 10 % der Forste zur Bestreitung der Erhaltungskosten erhielt die Kirche. 

Im Eigentum der Republik verblieben wegen der besonderen Baulast die Hofkirche in Innsbruck 

und die Augustinerkirche in Wien, außerdem die Jesuitenkirche in Wien, die seit der Aufhebung 

der Gesellschaft Jesu 1773 dem staatlichen Studienfonds zugehört hatte. Weiters wurde 

bestimmt: 
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„Die Republik Österreich wird der Katholischen Kirche im Hinblick auf den Wegfall der 

Dotierung des Klerus aus der ehemaligen Kongrua-Gesetzgebung, im Hinblick auf den Wegfall 

der öffentlichen Patronate und Kirchenbaulasten sowie zur Abgeltung der Ansprüche, die von 

der Katholischen Kirche auf das Religionsfondsvermögen erhoben werden, beginnend mit dem 

Jahr 1961 alljährlich folgende Leistungen erbringen:“ a) einen Betrag von 50 Millionen Schilling 

[letzte Änderung 2002: 13.953.184,16 Euro], b) den Gegenwert der jeweiligen Bezüge von 1250 

Kirchenbediensteten unter Zugrundelegung eines Durchschnittsbezuges.“  

Was ein „öffentliches Patronat“ und daher zu entschädigen war, war juristisch umstritten und 

wurde erst 1976, in einem zweiten Zusatzvertrag zum Vermögensvertrag von 1960, endgültig 

einer Klärung zugeführt. 

Sowohl seitens der Republik als auch seitens der Bischöfe wollte man den Vermögensvertrag 

keinesfalls als Wiedergutmachungszahlungen für Schäden und Vermögensentzug während der 

NS-Zeit verstanden wissen. Der Staat wollte in Restitutionsfragen keine Präzedenzfälle schaffen, 

die Kirche den Anschein von Restitutionsforderungen vermeiden. De facto wurden die 

Zahlungen aber zur Abdeckung der Schäden durch die Nationalsozialisten aufgewendet. In 

Fragen der Restitution von entzogenem Kirchenvermögen hatten kirchliche Einrichtungen nach 

1945 in jedem Einzelfall nachzuweisen, dass sie nationalsozialistischer Verfolgung ausgesetzt 

gewesen waren, und mussten die bisweilen von einer Landesregierung geäußerte Auffassung 

widerlegen, der Entzug von Vermögen sei kriegswichtig und daher unvermeidlich gewesen. 

Berechnungen der Summe der Schäden durch das NS-Regime in Orden und Diözesen ergaben 

1959 über 600 Millionen öS. Erst 1995 waren alle NS-Schäden, die die Orden gemeldet hatten, 

durch die staatlichen Annuitätszahlungen, die die Orden aus dem Vermögensvertrag erhielten 

(lediglich 12 % des Betrages), gedeckt. Seitdem werden die Zahlungen an die einzelnen Stifte 

und Orden nicht mehr nach den Schadensmeldungen aufgeteilt, sondern basieren auf einer Pro-

Kopf-Quote. 

 

Kirchliche Behörden und Institutionen III: Die Stifte, Klöster 
und Orden. 

 

Frauenorden: 120 Orden mit 567 Niederlassungen (ca. 4000 Ordensfrauen)  

Männerorden: 85 Mitglieder der Superiorenkonferenz (ca. 1900 Ordensmänner) 

Was Österreich in Bezug auf die Ordensgemeinschaften so einzigartig in Europa macht, ist die 

ungebrochene Tradition zahlreicher Klöster und Orden seit ihrer Gründung. Zwar hatte es in der 
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Habsburgermonarchie vor allem unter Kaiser Joseph II. eine Reihe von Klosteraufhebungen 

gegeben, aber im Vergleich zu den Säkularisierungswellen in anderen Ländern war das relativ 

wenig. Selbst unter der klosterfreundlichen Regierung König Ludwigs I. gab es in ganz Bayern 

im Jahr 1840 nur 37 Ordensgeistliche, in Wien und Niederösterreich waren es 780. Das bedeutet 

eine immense Dichte an Klosterarchiven mit historischem Bestand in situ: Über 40 

österreichische Klöster haben Archivalien aus dem Mittelalter, über 80 Klöster 

Frühneuzeitbestände. Jede Ordensgemeinschaft führt am Sitz des höheren Oberen (Abt, Propst, 

Provinzoberer) ein Archiv. Außerdem haben die meisten der fast zweihundert verschiedenen 

Orden, die es derzeit in Österreich gibt, mehr als eine Niederlassung, und jede 

Ordensniederlassung führt in der Regel auch ein eigenes Hausarchiv.  

Grundlagen 

Ordo ist ein sehr schillernder Begriff, im hier interessierenden Zusammenhang am besten mit 

„Stand“ zu übersetzen (status religiosus). Die Religiosen sind gekennzeichnet durch:  

 die dauernde gemeinschaftliche Lebensform (vita communis). 

 die Bindung an die evangelischen Räte im Ordensgelübde (professio). 

Das Gemeinschaftsleben ahmt in der Christusnachfolge die urchristliche Gemeinde nach, wie sie 

in der Apostelgeschichte (Kap. 4) beschrieben wird. Der Begriff der conversio, die im Neuen 

Testament gepredigte Umkehr, verengte sich begrifflich auf den Klostereintritt. Die Profess ist 

das öffentlich abgelegte Ordensgelübde. Die drei sogenannten evangelischen Räte Armut, 

Keuschheit und Gehorsam verwirklichen ein asketisches Prinzip, Ordensregeln und 

Ordensstatuten übersetzen dieses in Anordnungen für eine konkrete Lebensführung.  

Als Ordensregel im engeren Sinn bezeichnet man Richtlinien für eine Ordensgemeinschaft, die 

der Ordensstifter aufgestellt hat. Die Regel, die im europäischen Mittelalter die Grundlage des 

Mönchtums bildete, ist die aus dem 6. Jahrhundert stammende Benediktregel. Sie gibt 

Anweisungen für das Zusammenleben im Kloster, die Aufgaben des Abtes und anderer Ämter 

und für die Arbeit der Mönche, welche in der Handarbeit ebenso besteht wie in der Gebetsarbeit 

(Stunden- oder Chorgebet). 

Die Augustinusregel wurde ab dem 12. Jahrhundert als Grundlage einer vita communis von 

Priestern verwendet. Diese Regel übernahmen zuerst die Regularkanoniker eines regulierten 

Domkapitels, die Augustiner Chorherren, die Prämonstratenser sowie die Regularkleriker in den 

Ritterorden, deren Gründung auf die Zeit der Kreuzzüge zurückgeht (Deutscher Orden, 

Kreuzherren), später auch zahlreiche andere Orden. Denn nachdem das vierte Laterankonzil 
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1215 neue Ordensregeln untersagt hatte, griffen neue Ordensgemeinschaften, etwa viele 

Mendikanten (Bettelorden), gerne auf diese Regel zurück. Weil die Augustinusregel das 

Zusammenleben nicht so detailliert regelt wie die Benediktregel, erlaubt sie neuen Orden eher, 

durch die konkreten Statuten und Satzungen ein eigenes Profil auszubilden. Sie entspricht auch 

mehr einer apostolischen, nicht klausurierten, also nicht monastischen Lebensweise, wie sie viele 

neue Orden anstrebten.  

Grundsätzlich anders als bei den alten Orden ist auch die Organisationsstruktur bei den 

Mendikanten: Ein Benediktiner oder Augustiner Chorherr tritt in ein Kloster ein und bleibt dort 

in der Regel sein Leben lang (stabilitas loci). Das Kloster ist selbstständig, der Abt oder Propst 

leitet es autonom. Die Bettelorden kennen keine selbstständigen Klöster, sondern die Oberen 

(der Prior, in den franziskanischen Gemeinschaften der Guardian) der jeweiligen 

Niederlassungen in einer Region (sie wird als Provinz bezeichnet) unterstehen dem höheren 

Oberen (dem Provinzoberen). Der Orden ist ein ortsunabhängiger Personenverband. Ein 

Kandidat tritt nicht in ein bestimmtes Kloster, sondern in den Orden ein. 

Ein Orden im modernen Sinn ist mehr als eine einzelne Klostergemeinschaft. Ein Orden ist 

ortsübergreifend, wahrt eine Eigenidentität durch Einheitlichkeit in der Regelauslegung 

und durch hierarchische Strukturierung des Klosterverbands. Darum wurde der 

Zisterzienserorden (ein benediktinischer Reformorden) als erster Orden im eigentlichen Sinn 

bezeichnet. Die Zisterzienser führten zur Sicherung ihrer besonderen Lebensweise kollegiale 

Leitungsorgane ein: Jährlich versammelten sich die Äbte in den Generalkapiteln, um Statuten für 

ihre Häuser zu vereinbaren. Jeder Vaterabt visitierte regelmäßig die Tochtergründungen seines 

Hauses. Dieses Modell wurde von anderen Orden wie den Prämonstratensern oder Kartäusern 

übernommen. 

Faktisch folgte dabei sukzessive eine Teilexemtion aus der Diözesangewalt: Die Orden wurden 

mehr als nur Teil eines Bistums, einer Ortskirche: Sie wurden ein selbstständiges Teilsystem der 

Gesamtkirche. Die Orden verfügen über interne Autonomie und entwickeln ein nur jeweils für 

sie gültiges Eigenrecht, das zur Sicherung einer einheitlichen, auf Dauer angelegten 

Organisation dient sowie auch zum reibungslosen Funktionieren der notwendigen 

Handlungsmuster. Dieses gesatzte Statutenrecht ergänzt die Regulae der Ordensgründer und die 

Consuetudines, die „Gewohnheiten“ der konkreten Lebensführung, welche die drei Bereiche des 

liturgischen Jahreskreises, des monastischen Tagesablaufs und der Struktur der klösterlichen 

Ämter umfassen. 
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Die Mendikanten entwickelten eine Verfassung, die die Einheitlichkeit des Ordens noch stärker 

hervorhob: In Provinzen zusammengeschlossene Konvente unterstehen einem Provinzialprior, 

der auf dem Provinzialkapitel gewählt wird, vom Generalkapitel wird der Generalminister oder 

Generalprior gewählt. Das Maximum an hierarchischer Effizienz und Gehorsamsstruktur 

erreichten die Jesuiten im 16. Jahrhundert: Sie behielten das altüberkommene Wahlprinzip (siehe 

oben kanonische Wahl) nur mehr für die Bestellung des Generaloberen bei. 

Die neuen Orden und die „Wiener Klosteroffensive“. 

Mit den Jesuiten entsteht überhaupt ein neuer Typus eines Ordens: Die Gesellschaft Jesu 

verzichtet ganz bewusst auf das bis dahin übliche Ordensgewand, auf das gemeinsame 

Chorgebet und auf klösterliche Klausur. Eine Niederlassung des Jesuitenordens ist daher auch 

nicht als Kloster zu bezeichnen. Es gibt verschiedene Benennungen und Abstufungen für die 

Häuser der Jesuiten: In Wien gab es ein Kolleg, mit welchem die Schule bzw. Universität 

verbunden war (Universitätsplatz), ein Professhaus für jene Vollprofessen unter den Jesuiten, die 

auch das vierte, spezifisch jesuitische Gelübde – unbedingter Gehorsam gegenüber päpstlichen 

Missionsaufträgen – abgelegt hatten (Kirche am Hof) und ein Noviziat, in dem die 

Neueingetretenen ihre Probezeit absolvierten (Kirche St. Anna). Der Obere eines jesuitischen 

Ordenshauses heißt Superior, handelt es sich um ein Kolleg, wird er Rektor genannt. Als 

Residenzen bezeichnete man Jesuitenniederlassungen, die einem Kolleg zugeordnet waren und 

meistens das landwirtschaftliche Hinterland bildeten. Millstatt etwa unterstand als Residenz dem 

Rektor des Grazer Jesuitenkollegs (siehe oben Millstätter Distrikt). Bei den Jesuiten spricht man 

auch nicht mehr von Ordensregel, sondern verwendet lieber den Begriff der Satzungen. Zu den 

Vorschriften des Ordensgründers Ignatius von Loyola treten dabei die Bestimmungen der 

Generalkapitel.  

Die Gesellschaft Jesu wurde 1773 aufgehoben und 1814 (in der Habsburgermonarchie 1820) 

wiedererrichtet. Im 19. Jahrhundert bildete sie gemeinsam mit den Redemptoristen die 

Avantgarde einer ultramontanen Kirchenpolitik und Spiritualität. Im 2. Vaticanum stellte der 

Orden mit Karl Rahner einen der bedeutendsten Konziltheologen. 

Die katholische Konfessionalisierung gewann in zahlreichen Ordensneugründungen ein 

besonderes Profil. Neu an diesen Gründungen war eine Präzisierung eines bestimmten 

Apostolats, welches häufig in einem vierten Gelübde seinen Ausdruck fand. Den älteren 

Mönchsgemeinschaften folgten nun Priestergemeinschaften (Regularkleriker), die ihr 

Zusammenleben durch legislative Texte (Ordenskonstitutionen) organisierten und auf 

traditionelle Elemente monastischen Lebens verzichteten. Zu den alten klösterlichen 

Vorstellungen von Arbeit als Handarbeit und Gebetsarbeit trat die Verkündigungsarbeit, die 
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durch wissenschaftliches Studium in den Hauslehranstalten, Ordensschulen und 

Ordensuniversitäten gepflegt wurde. Ordensleute waren als Spezialisten gefragt: als Missionare, 

Katecheten, Lehrer, Beichtväter und Volksprediger ebenso wie als Kontroverstheologen und 

Inquisitoren.  

Zu den Regularklerikern gehören neben den Jesuiten auch die Piaristen, die Oratorianer und die 

Barnabiten. Die Piaristen wurden 1617 als Schulorden gegründet und führten nach der 

Aufhebung der Jesuitenordens 1773 die Gymnasien der Gesellschaft Jesu weiter. Die Oratorianer 

gehen auf eine Gründung des Florentiner Philipp Neri zurück, der durch seine 

Meditationsübungen, die den ignatianischen Exerzitien Volksnähe verliehen, und neue Formen 

der Kinder- und Jugenderziehung eine Erneuerung des Laienapostolats anstrebte. Die Barnabiten 

oder „Regularkleriker des heiligen Paulus“ errichteten eine Niederlassung an der Wiener 

Michaelerkirche, sie waren häufig als Hofprediger tätig. 

Zu den Neugründungen bei den Bettelorden gehören die Kapuziner, die Unbeschuhten 

Augustiner und die Karmeliten. Der franziskanische Reformorden der Kapuziner verband ein 

volksnahes Apostolat in franziskanischer Tradition mit einem klösterlich-eremitischen Leben. 

1618 förderte Kaiserin Anna, Gattin von Kaiser Matthias, eine Niederlassung des aus Italien 

stammenden Ordens in Wien. Die kaiserliche Residenzstadt entwickelte in der Zeit der 

Gegenreformation eine besonders reiche Vielfalt an Ordensniederlassungen. Die 1632 fertig 

gestellte Kapuzinerkirche ist seit ihrer Gründung Grablege der Habsburger. Ein weiterer 

Reformzweig der Bettelorden, die Unbeschuhten Augustiner, übernahm 1630 die habsburgische 

Hofkirche von den Augustiner Eremiten. Ein kontemplatives, streng klausuriertes Leben führten 

die Karmeliten. Den von Johannes vom Kreuz reformierten Orden der Unbeschuhten Karmeliter 

siedelte Kaiser Leopold I. 1670 im Wiener Bezirk Leopoldstadt an, nachdem die Juden von dort 

vertrieben worden waren. 

In der frühen Neuzeit entstanden als neue Ordensformen auch die Brüderorden, deren 

Mitglieder zwar Ordensleute sind, die aber nicht zum Priester geweiht wurden. Eine solche 

Ordensgemeinschaft, die zu den Mendikanten gehört und 1537 von einem Laien, Johannes von 

Gott, in Spanien gegründet worden ist, sind die Barmherzigen Brüder. Es ist ein Hospitalorden, 

in dem sich Laienbrüder der Krankenpflege widmen und eigene Spitäler errichteten. Sie leben 

nach der Augustinusregel und legen als viertes Gelübde das der Hospitalität ab. Eine weitere 

Brudergemeinschaft mit eremitischem Profil, den Konstitutionen nach den Bettelorden 

zugehörig und mit besonderer marianischer Spiritualität, sind die Serviten (Servitenkirche im 

Wiener Bezirk Roßau).  
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Auch die Benediktiner als Vertreter der „alten“ Orden gründeten Reformzweige. Die 

Gemeinschaft „Unserer Lieben Frau von Montserrat“ (in Spanien) erhielt von Kaiser Ferdinand 

II. ein Kloster in Wien vor dem Schottentor („Schwarzspanierkloster“). Im Gegensatz zu den 

anderen neuen Orden war ihr Oberer auch im Prälatenstand der Niederösterreichischen 

Landschaft vertreten. 

Monastische Kongregationen 

Die Reformbemühungen innerhalb der Prälatenorden drückten sich allerdings in der Neuzeit 

weniger durch Neugründungen, sondern vielmehr durch die Bildung von Zusammenschlüssen 

aus. Das Konzil von Trient hatte von exemten Klöstern (also jenen Klöstern, die nicht der 

Jurisdiktion des Ortsbischofs unterstellt waren) den Anschluss an eine Kongregation gefordert. 

Diese sollte ordentliche Visitatoren bestellen, die auf die Einhaltung der Ordensstatuten achten. 

Außerdem ist das Bemühen um die Gründung einer Benediktinerkongregation vor allem der 

süddeutschen Benediktiner auch mit der Frage der Rückstellung jener Abteien verknüpft, die in 

der Reformationszeit entfremdet worden waren. Das 1629 erlassene Restitutionsedikt klärte zwar 

die Rückgabe eines Ordenshauses an einen Orden, war aber in der Frage der Wiederherstellung 

einer selbstständigen Abtei strittig. 

Im Jahr 1618 wurde eine österreichische Benediktinerkongregation errichtetet und diese 1625 

vom Papst bestätigt, doch wurde sofort eine Klage in Rom seitens des Passauer Bischofs 

anhängig gemacht wurde, welchem die österreichischen Abteien mit Ausnahme der exemten 

Klöster Melk und Göttweig unterstanden. Nach 1650 erlahmte das Kongregationsleben und unter 

Kaiser Joseph II. wurden die Statuten der Kongregation überhaupt verboten: Die Klöster sollten 

ausschließlich diözesanen und landesfürstlichen Behörden verantwortlich bleiben. 

In Salzburg war der Kongregationsgedanke mit der Errichtung einer eigenen 

Benediktineruniversität im Jahr 1622 verbunden. Beabsichtigt war eine gesamtdeutsche 

Benediktinerkongregation, aufgeteilt in Regionalkongregationen. Eine Union der deutschen 

Benediktiner kam aber wegen des Widerstands der Bischöfe und eines darauf folgenden 

Verbotdekrets der römischen Kurie nicht zustande. Im Jahr 1641 wurde eine Salzburger 

Benediktinerkongregation errichtet, welche bis 1808 bestand. Die Statuten waren von den 

Benediktinerprofessoren der Salzburger Benediktineruniversität verfasst worden. Ihre Organe 

waren das Generalkapitel, welches alle drei Jahre tagte und einen Vorsitzenden (Praeses), 

welcher fast immer der Abt von St. Peter oder Admont war, und die Visitatoren wählte. Als 1810 

Salzburg ein Teil Bayerns und die Universität aufgelöst wurde, trafen die Äbte der 

deutschsprachigen Benediktinerklöster einander aber weiterhin, um die Zusammenarbeit der 



 42 

Abteien zu verbessern. Die Salzburger Äbtekonferenz besteht bis heute, ihr Vorsitzender wird 

gewählt, der zweite Vorsitzende ist von Amts wegen immer der Erzabt von St. Peter in Salzburg. 

Die Frage der Kongregationen wurde bei der ersten Bischofskonferenz von 1849 wieder 

aufgegriffen, sie sollten Instrument für eine Klosterreform werden (Hebung der Wissenschaft 

und des Ordenslebens). Über die Richtung der Reform herrschte zwischen den 

Benediktinerklöstern Uneinigkeit, strittig waren besonders die radikalen Reformansätze des 

Lambacher Abtes Theodor Hagn, des ehemaligen Sekretärs von Kardinal Schwarzenberg. Die 

Bemühungen um die Formierung einer Kongregation gingen darum nur langsam voran, sodass 

man sich 1889 zur Errichtung von zwei Kongregationen entschloss, eine unter dem Patrozinium 

der Unbefleckten Empfängnis, die territorial westlich orientiert war und gerne „Tyroler 

Congregation“ genannt wurde, und eine zweite unter dem Patrozinium des heiligen Joseph mit 

den Benediktinerabteien in Österreich ob und unter der Enns, Steiermark und Kärnten. Die 

beiden Kongregationen bildeten gemeinsam eine Konföderation unter Leitung eines Abtprimas. 

Papst Pius XI. fasste am 8. Dezember 1930 die österreichischen Abteien in einer einzigen 

Kongregation zusammen. Ihr gehören 12 Benediktinerklöster an, zwei weitere Abteien, die in 

Österreich liegen, gehören aus historischen Gründen zu anderen Kongregationen: Fiecht zur 

Kongregation von St. Ottilien, Seckau zur Beuroner Kongregation. 

Die Äbte der Österreichischen Benediktinerkongregation verpflichteten sich 1931 in den Statuten, 

ihre Kleriker entweder in das Studienhaus des Ordens nach Rom (San Anselmo) oder in das 

Kolleg St. Benedikt in Salzburg zu senden. Letzteres besteht seit 1926 bei der Abtei St. Peter, 

welcher für die Verdienste um die Errichtung dieses Kollegs 1927 vom Papst der Ehrentitel einer 

Erzabtei verliehen wurde. 

Auch der Zisterzienserorden organisierte seinen Klosterverband neu. An die Stelle des alten 

Filiationssystems traten im 17. Jahrhundert Kongregationen, welche wiederum in Provinzen 

aufgeteilt waren. Auch diese Verbände endeten im Josephinismus. 1859 wurde die Exemtion der 

österreichischen Zisterzen wieder hergestellt und die „Österreichisch-Ungarische 

Cisterciensercongregation“ gegründet. 

Im Gegensatz zu den benediktinischen Klöstern schlossen sich die Stifte der Augustiner 

Chorherren in der Habsburgermonarchie nie zu einer eigenen Kongregation zusammen, sondern 

hielten an der Eigenständigkeit der Klöster und der Unterstellung unter die Jurisdiktion der 

Diözesanbischöfe fest. Es gab lediglich einen lockeren Verband der Chorherrenklöster in der 

„Lateranensischen Kongregation“ (gegr. 1421). Die Bezeichnung drückt die Verbundenheit 

mit den Kanonikern an der Lateranbasilika in Rom aus. Der Kongregation wurden zwischen 

1681 und 1739 alle österreichischen Chorherrenstifte aggregiert. Erst 1907 wurde eine 
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Österreichische Chorherrenkongregation errichtet und damit die Exemtion der Klöster wieder 

hergestellt. 

Der Begriff „Stift“ ist als Bezeichnung für ein selbstständiges Klosters eines der sogenannten 

alten Orden oder Prälatenorden eine österreichische Eigenheit und erinnert daran, dass die 

Stiftung für das Kloster konstituierend ist und dass die Klostergemeinschaft von dieser Stiftung 

lebt, in Erfüllung des Stifterwillens.  

Klosterämter 

Ein Klostervorsteher heißt Abt (bei einem Benediktiner- oder Zisterzienserkloster) oder Propst 

(bei einem Augustiner-Chorherren- oder Prämonstratenserstift). Die Prälaten der 

österreichischen Stifte verfügen über die bischöfliche Weihegewalt: ihnen wurden, zumeist im 

Spätmittelalter, die Pontifikalien (bischöfliche Insignien Mitra und Stab) verliehen (Infulation 

von Inful = Mitra, Bischofsmütze). Auch der Hochmeister des Deutschen Ordens ist infulierter 

Oberer. 

Ein Prälat ist allgemein ein kirchlicher Oberer, der eine Leitungsgewalt im äußeren Bereich 

(forum externum) ausübt. Die infulierten Äbte und Pröpste der Stifte der alten Orden führen 

diesen Titel. Die Prälaten waren in den Ständen der Landschaft vertreten (Prälatenstand). 

Häufiger kommt die Bezeichnung „Prälat“ heute als Ehrentitel vor, den vor allem 

Kurienfunktionäre tragen. 

Äbte und Pröpste werden vom Kapitel (= Versammlung aller Religiosen, die die ewigen 

Gelübde abgelegt haben und daher im Kapitel Sitz und Stimme haben) per scrutinium gewählt 

(siehe oben kanonische Wahl). Während einer Sedisvakanz führen Prior oder Dechant eine 

Interimsadministration und sorgen für die Einleitung der Neuwahl. Ein Prior ist der 

Stellvertreter eines Abtes (er wird vom Abt ernannt ebenso wie der ihm nachgereihte Subprior), 

der Dechant ist der Stellvertreter des Propstes (er wird vom Kapitel gewählt). Prioren und 

Dechanten vertreten die Interessen des Konvents gegenüber dem Oberen und führen das 

Konventsiegel. 

Unterscheide: Prior 

 = Stellvertreter des Abtes in einem monastischen Kloster oder Leiter einer unselbstständigen 

Filiale eines Mönchsklosters (Priorat). 

 = Vorsteher eines Ordenshauses bei den Mendikanten (außer den franziskanischen, dort: 

Guardian).  

Einem neugewählten Klostervorsteher wird als Bestandteil seiner Installation in die 

Temporalienverwaltung seines Hauses ein Stiftsinventar eingehändigt, welches das gesamte 

Klostervermögen auflistet. Der Amtsbereich des Klostervorstehers sowie seine Räumlichkeiten 
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werden als Prälatur bezeichnet. Der Abt oder Propst pflegt auch die Außenbeziehungen seines 

Hauses, die Prälaturen liegen daher außerhalb der klösterlichen Klausur. Er vertritt das Kloster in 

der Kongregation seines Ordens und gegenüber den kirchlichen und weltlichen Behörden. Nach 

innen übt er die volle Leitungsgewalt aus. Bei Bautätigkeiten, die bei den österreichischen 

Klöstern der Barockzeit sehr umfangreich waren, führte er Regie (das sog. Bauamt ist heute ein 

eigenes Klosteramt). Aus Prälaturen sind häufig eigene Diarien, Rechenbücher 

(Prälaturkassabücher) oder Bauamtsbücher überliefert. Diese Aufzeichnungen dienten nicht nur 

der Dokumentation der Regierungszeit eines Prälaten, sondern auch als Rechenschaftsberichte 

gegenüber dem Konvent. 

Zur Spiritualenverwaltung des Klostervorstehers gehört die geistliche Leitung seines Hauses. 

Sie beinhaltet das Erlassen von Hausstatuten, welche im Kapitel beschlossen werden. Zu den 

Hausstatuten gehört etwa das Festlegen des Tagesablaufs (Ordo diurnus). Im Kapitelprotokoll 

werden die Sessionen der Kapitelsitzungen protokolliert und Beschlüsse niedergelegt. Der 

Klostervorsteher verwaltet auch die Aufnahmebitten der Kandidaten, die Professscheine nach 

Ablegen der Gelübde sowie die Taufbestätigungen und Weihepräsentationen seiner Religiosen. 

Prior oder Dechant führen meist Professbücher oder Catalogi des Konvents sowie eigene 

Diarien. Der Klostervorsteher verleiht die Klosterämter an seine Konventualen, die von ihm 

zumeist auch eine schriftliche Amtsinstruktion erhalten. 

Das Amt des Kustos der Stiftskirche ist häufig mit dem des Priors oder Dechants verbunden 

bzw. mit Amt des Pfarrvikars oder des Kirchenrektors (dieser steht einer Kirche vor, die nicht 

Pfarrkirche ist). Ihm obliegt die Sorge für die Liturgie: Entgegennahme der Stiftungen und 

Persolvierung der Stiftungsmessen, Führen der Kirchenkalender und Gottesdienstordnungen, 

Sorge für die Pflege der Kirchenausstattung und der Sakristei (vasa sacra = liturgische Geräte, 

Paramente = liturgische Gewänder), sofern letztere nicht einem eigenen Sakristan oder 

Sakristeidirektor untersteht. Der Regens chori oder Chorregent ist für die Kirchenmusik 

verantwortlich: für die Sängerknaben, Kantoren und Musikanten. 

Dem Novizenmeister unterstehen die Novizen. Ein Kandidat durchläuft unter seiner Aufsicht 

eine einjährige Probezeit. Dem Klerikermagister unterstehen die Junioren oder Kleriker. Das 

sind jene Religiosen, die das Noviziat abgelegt haben, aber noch im Theologiestudium und vor 

der Priesterweihe stehen. In der frühen Neuzeit erfolgte die Ablegung der Ordensgelübde bereits 

nach dem einjährigen Noviziat, heute legen Novizen nach einem Jahr zeitliche Gelübde und erst 

nach einem dreijährigen Juniorat die ewigen Gelübde ab. 
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Die neueren Orden haben diese Formen von den monastischen Orden grundsätzlich 

übernommen, haben aber oft längere Bewährungszeiten. Vor dem Noviziat kann eine Zeit der 

Anwärterschaft stehen (Postulat), bei den Jesuiten folgen dem Noviziat das Scholastikat 

(Studienzeit) und das Terziat (dritte Bewährungszeit), erst danach wird die feierliche Profess 

abgelegt. 

Für die Oberaufsicht der klösterlichen Wirtschaft kennt die Benediktregel das Amt des 

Kellermeisters. Sein Aufgabenbereich verengte sich auf den Bereich des Weinbaus und der 

Weinausschank und der Küchenmeister dirigierte die gesamte landwirtschaftliche 

Eigenproduktion. Mit dieser wurde nicht nur der Eigenbedarf der Mönche gedeckt, sondern auch 

Gewinn aus Verkäufen erzielt und außerdem das Personal (Bedienstete, Handwerker, Gesinde 

etc.) entlohnt, welches zusätzlich zu einem festgelegten Sold auch Naturalien (Deputate) erhielt. 

Bisweilen ist das Küchenamt mit dem Gastamt verbunden. Der Gastmeister ist für die 

Versorgung des traditionellen klösterlichen Gastungsbetriebs zuständig. 

Im 18. Jahrhundert lässt sich das schon im Mittelalter genannte Amt des Kämmerers wieder 

fassen. Das Amt gewann im Zuge der barocken Bautätigkeiten, welche eine hohe wirtschaftliche 

und logistische Herausforderung darstellten, und mit den in mariatheresianischer Zeit 

durchgeführten Kanzleireformen in den Stiftskanzleien, an Autorität und wurde zur Schaltstelle 

der klösterlichen Wirtschaftsführung. Dem Kämmerer oblag die oberste Finanzgebarung und die 

Ausficht über die Stiftsbeamten (Offiziale). Die Wirtschaftsstellen eines Stiftes werden auch 

heute noch Kammeramt oder Kämmerei genannt. Für die Aufsicht über klösterliche 

Forstbetriebe bestehen die meist seit dem 17. Jahrhundert fassbaren Wald- oder Forstämter. 

Die schon aus dem Mittelalter herrührenden Stiftsämter des Bibliothekars und Archivars 

erfuhren im 17. und 18. Jahrhundert eine große Aufwertung. Waren es vordem häufig rein 

verwahrtechnische Aufgaben, welche die damit betrauten Mönche zu erfüllen hatten, wurden die 

Bibliotheken und Archive der Barockstifte zu Zentren von Studium und wissenschaftlicher 

Forschung, vor allem der historischen Fächer. Außerdem wurden neue naturkundliche oder 

künstlerische Sammlungen aufgebaut, mit deren Betreuung Sammlungskustoden beauftragt 

wurden.  

Bibliothekare und Archivare übernahmen häufig auch die Aufgabe, eine Klosterchronik zu 

verfassen. Ein solches Geschichtswerk diente der Selbstvergewisserung klösterlicher Tradition 

ebenso wie der Präsentation. Zu Gründungsjubiläen erschienen großformatige Prachtbände zur 

Stiftsgeschichte. Auch die Jesuiten legten 1640 eine Ordensgeschichte anlässlich ihrer 

Säkularfeier vor. Bei den neuen Orden wie der Gesellschaft Jesu trat zur historischen Darlegung 
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aber noch eine regelmäßige Chronistik, die ihre Grundlage in den Jahresberichten der einzelnen 

Niederlassungen hatte (Litterae annuae). Die verstreuten Ordenshäuser und die hierarchische 

Strukturierung der Orden bedingte schon früh ein verschriftlichtes Informationssystem mit 

regelmäßigen Berichten der Häuser an den Provinzoberen und der Provinzoberen an den 

Generaloberen. Noch heute ist in den meisten Orden und Kongregationen das Abfassen von 

Jahreschroniken üblich. Frühneuzeitliche Diarien von Klöstern oder Orden sind dagegen in der 

Regel als Geschäftstagebücher aufzufassen. Die Inhaber der Ämter legen darin die für ihr Amt 

wichtigen Vorkommnisse und Amtshandlungen nieder.  

In einer Ordensgemeinschaft gibt es weiters Aufgaben, die wöchentlich ein anderer Konventuale 

(Hebdomadar) übernimmt. Zu den Wochendiensten gehören Funktionen bei Tisch 

(Tischlesung, Servieren und Abräumen) und im Chorgebet (Anstimmen der Antiphone, Verlesen 

des Tageseintrags im Nekrolog). Das Nekrolog ist ein Totenbuch, in welchem Namen und 

Todesdatum verstorbener Konventualen sowie Stifter und Wohltäter des Klosters verzeichnet 

sind. In den Nekrologen der Stifte sind auch die verstorbenen Religiosen jener Klöster 

aufgelistet, mit denen das Stift in einer Gebetsverbrüderung (Konföderation) verbunden ist. 

Die Frauenorden 

Frauenkonvente der alten Orden bestanden bis zum 15. Jahrhundert an zahlreichen 

österreichischen Stiften: Die hochmittelalterliche Reformbewegung erachtete einen 

Klosterkomplex als Abbild der urchristlichen Gemeinde nur als vollständig, wenn er aus einem 

Männer-, einem Frauen- und einem Konversenkonvent bestand. Die Frauengemeinschaften 

unterstanden aber der Leitung des Abtes des Männerklosters. 

In Wien gab es bis zur Zeit Kaiser Josephs II. drei selbstständige Chorfrauenstifte: die 

Kanonissen von St. Jakob auf der Hülben (Riemergasse) und St. Laurenz (Fleischmarkt) sowie 

das Prämonstratenserinnenkloster St. Agnes zur Himmelpforte (Himmelpfortgasse). In Hall in 

Tirol gründete Erzherzogin Magdalena, Tochter von Kaiser Ferdinand I, 1567 ein 

Kanonissenstift als adeliges Damenstift, in welches sie selbst eintrat (aufgehoben 1783). 

Selbstständige Benediktinerinnenklöster bestanden in Göß (aufgehoben 1782, siehe oben Bistum 

Leoben!), und in St. Georgen am Längsee (aufgehoben 1783). Die Benediktinerinnenabtei 

Nonnberg in Salzburg, welche in der frühen Neuzeit mehr die Gewohnheiten eines Damenstiftes 

als eines monastischen Ordens pflegte, existiert bis heute. Die Frauenklöster blieben allerdings 

gemäß den Vorschriften des Konzils von Trient der Jurisdiktion des Diözesanbischofs unterstellt. 

Den Frauenkonventen Göß und Nonnberg, die um Beitritt in die Salzburger 

Benediktinerkongregation gebeten hatten, wurde dieser von Erzbischof Paris Lodron verboten.  
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Die geistlichen Frauen auf dem Nonnberg waren aber vom Benediktinerkloster St. Peter 

unabhängig. Die Abtei St. Peter hatte einen eigenen, ihr angeschlossenen Frauenkonvent, die 

sog. „Petersfrauen“. Wie alle anderen unselbstständigen Frauenklöster erlosch der Konvent am 

Ende des Mittelalters. Der Gedanke des Doppelklosters erschien nicht mehr zeitgemäß, die 

Eintritte blieben aus und die Männerklöster, die in der Reformationszeit auch nur mehr kleine 

Konvente und große wirtschaftliche Probleme hatten, übernahmen die Dotationen der 

Frauengemeinschaften. 

Die Bettelorden hatten jeweils auch eigene weibliche Zweige ausgebildet, doch lebten etwa 

Klarissen im Gegensatz zu den Franziskanern streng klausuriert. Die Jesuiten haben bewusst 

keine Frauen in den Orden aufgenommen: Weder schien ihnen ihre besondere Lebensweise für 

Frauen passend (das Konzil von Trient hatte für alle Frauenkonvente Klausurierung verfügt) 

noch wünschten sie, mit dem priesterlichen Dienst in Frauenkonventen belastet zu werden. 

Es gab aber in der frühen Neuzeit auch Gründungen von Frauenorden, die nicht als weiblicher 

Zweig, sondern als eigenständige Orden entstanden sind. Der älteste von ihnen ist die 1535 in 

Brescia von Angela Merici begründete „Gesellschaft der Heiligen Ursula“. Ihre Mitglieder 

lebten nicht in Gemeinschaft, sondern „in der Welt“, sie legten keine Gelübde ab, verpflichteten 

sich aber zu einem bedürfnislosen, geistlichen Leben. Diese relativ freie Lebensweise wurde 

ihnen aber untersagt, sie wurden bischöflicher Aufsicht unterstellt und in den 

Christenlehrbruderschaften für die Katechese der Mädchen eingesetzt, sodass sich die Ursulinen 

schließlich zu einem Schulorden entwickelten. 1660 wurden von Kaiserin Eleonore, der Witwe 

Ferdinands III., Ursulinen nach Wien berufen und ein Kloster in der Johannesgasse errichtet. Die 

Ursulinen unterhielten dort eine Schule und ein Mädcheninternat, Konvent und Schule wurden 

1961 an den Stadtrand nach Wien-Mauer in einen Neubau verlegt. Nachdem Papst Leo XIII. 

eine Zentralisation der Ursulinenklöster angeregt hat, schließen sich diese im Jahr 1900 zur 

"Römischen Union" zusammen, ihr gehören als eigene Provinz die Ursulinenklöster in Linz, 

Wien, Salzburg und Klagenfurt an. 1907 gründeten die deutschen Ursulinen den "Verband 

selbstständiger deutscher Ursulinenklöster", zu diesem gehören die Klöster in Innsbruck und 

Graz. 

Zu den ältesten, noch bestehenden Frauenorden in Wien zählen neben den Ursulinen die 

Elisabethinen und die Salesianerinnen. Die Elisabethinen sind eine Frauengemeinschaft 

franziskanischer Prägung, benannt nach der Heiligen Elisabeth von Thüringen. Die Schwestern 

waren in der Pflege armer und kranker Frauen tätig. Ihr Kloster und Spital befinden sich seit 

1709 in Wien auf der Landstraßer Hauptstraße. Der Orden der Salesianerinnen benennt sich nach 

dem hl. Franz von Sales, einem französischen Adeligen und späteren Bischof von Genf (gest. 
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1622), dessen spirituelle Schriften mehrere Ordensgründungen motivierten. Die Salesianerinnen 

leben wie die Ursulinen nach der Augustinusregel und verbinden kontemplatives Leben mit 

Aufgaben in der Mädchenerziehung. Das Kloster in Wien am Rennweg wurde 1717 von 

Kaiserin Wilhelmine Amalie, Witwe nach Kaiser Joseph I., gegründet. 

Das „Institut der Englischen Fräulein“ ist eine Gründung der englischen Klarissin Mary Ward 

(gest. 1645), die einen Orden gemäß den jesuitischen Konstitutionen errichten wollte, was ihr 

jedoch von Rom untersagte wurde. Die bereits bestehenden Gruppen, darunter auch eine solche 

in Wien, die sich der Mädchenerziehung widmeten, durften sich nicht auf ihre als Ketzerin 

verurteilte Gründerin berufen. 1631 wurde ihre Tätigkeit überhaupt verboten. Erst 1703 wurde 

das Institut bestätigt, die Frauen durften die Klausurfreiheit beibehalten, wurden aber zum 

Tragen eines Ordensgewandes verpflichtet. 1705 stimmte der niederösterreichische Klosterrat als 

landesfürstliche Behörde dem Wunsch des Ordens nach einer Niederlassung in der 

Habsburgermonarchie zu und in St. Pölten wurden eine von den Englischen Fräulein geführte 

Mädchenschule eröffnet. Dort bestand von 1739 bis 1953 auch das Generalat des Ordens. Erst 

1877 erhielt das Institut die päpstliche Anerkennung als Kongregation, aber erst 2002 durfte der 

Orden den Wunsch der Ordensgründerin verwirklichen und die Konstitutionen der Jesuiten 

übernehmen. Die Gemeinschaft wurde in Anlehnung an die Societas Jesu in  Congregatio Jesu 

umbenannt. 

Der ignatianischen Spiritualität gleichfalls verpflichtet ist die „Gesellschaft vom Heiligsten 

Herzen Jesu“ (Sacré Coeur), die im Jahr 1800 gegründet wurde und besonders durch ihre 

Mädchenschulen zu Ansehen kam. 

Wie bei den Männerorden gab es auch bei den Frauengemeinschaften Neugründungen von 

kontemplativen Orden. Seit 1623 bestand in Wien ein Konvent der Unbeschuhten Karmelitinnen, 

der wie alle anderen kontemplativen Ordenshäuser unter Kaiser Joseph II. aufgehoben wurde. 

Heute ist der weibliche Karmel in Österreich wieder mit elf Häusern vertreten. 

Seit 1832 gibt es in Wien die Kongregation der Barmherzigen Schwestern, die zur Versorgung 

der Cholerakranken von Kaiserin Karoline Augusta, Gattin von Franz I., berufen wurden. Der 

Orden wurde von dem französischen Pfarrer Vinzenz von Paul (gest. 1660) gegründet und 

entwickelte sich zu einem der größten Krankenpflegeorden der Katholischen Kirche. 

Die Barmherzigen Schwestern sind als Kongregation organisiert. Dies sind religiöse 

Gemeinschaften nach Art der Orden, deren Mitglieder aber keine feierlichen Gelübde ablegen 

und nicht in monastischer Klausur leben. Im 18. und 19. Jahrhundert wurde eine Vielzahl solcher 

Kongregationen (für Frauen und Männer) gegründet, die auch die päpstliche Approbation 
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erhielten. Ihre Mitglieder wurden aber erst im Jahr 1900 den Religiosen zugeordnet. Besonders 

stark stieg die Zahl der Frauenkongregationen und ihrer Mitglieder im 19. Jahrhundert. 

Grundsätzlich führten die gesellschaftspolitischen Veränderungen und Herausforderungen zu 

einer stärkeren Differenzierung und Spezialisierung der Orden und einer Anpassung von 

Konstitutionen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts kam es durch den Wegfall 

einschränkender Gesetzesbestimmungen zu einer Welle von Neugründungen. Viele Orden 

beteiligten sich an der regen Missionstätigkeit in außereuropäischen Ländern, neue 

Missionsorden wurden errichtet. Weibliche Kongregationen entsprachen mit ihren Tätigkeiten 

dem kirchlichen Frauenbild und pflegten ein sozial-karitatives und erzieherisches Apostolat 

(Schulschwestern). Die Salvatorianerinnen, der weibliche Zweig der sog. „Gesellschaft des 

Göttlichen Heilands“, wurde 1881 gegründet und unterhält mehrere Sozialeinrichtungen. Die 

Organisationsform der Kongregationen ist an jener anderer Ordensgemeinschaften orientiert: In 

einem Mutterhaus residiert eine Generaloberin, daneben bestehen unselbstständige Filialen, die 

bei einer größeren Kongregation in Provinzen zusammengefasst sein können. 

Die Neugründungen von weiblichen Kongregationen im 19. Jahrhundert ist die größte 

Gründungswelle in der gesamten Ordensgeschichte. Der Zulauf zu den Frauenkongregationen 

führte dazu, dass die Anzahl von Ordensfrauen, die zur Zeit Kaiser Josephs II. noch weit unter 

der der Ordensmänner lag (siehe oben), sprunghaft anwuchs. Aber weiterhin hatten die 

Frauengemeinschaften mit den Vorbehalten gegenüber nicht klausurierter Lebensführung 

anzukämpfen. Als die christlich-soziale Abgeordnete Hildegard Burjan nach dem ersten 

Weltkrieg eine Frauengruppe begründete, die unter dem Namen „Caritas socialis“ sozial 

schwache Familien durch Heimarbeit unterstützte, mussten ihre Mitglieder eine einfache 

Ordenstracht anlegen und für ihr Zusammenleben Statuten vorlegen. 

Unterscheide: Kongregationen =  

a) monastische Kongregationen = Verbände selbstständiger Klöster. 

b) religiöse Kongregationen = Ordensgemeinschaften ohne feierliche Gelübde. 

d) Marianische Kongregationen =  organisierte religiöse Gruppen von Laien, begründet im 
Jesuitenorden. 

c) römische Kongregationen = Organe der römischen Kurie mit besonderen Aufgabenbereichen 
(Glaubenskongregation, Religiosenkongregation, Klerikerkongregation, Liturgiekongregation 
etc..) unter Leitung der Kardinalpräfekten. 
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Die Orden im 20. Jahrhundert 

Kirchliche Erneuerungs- und Laienbewegungen in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts 

(siehe oben Pfarrgemeinde, Katholische Aktion) führten auch zur Erneuerung des 

Laienapostolats. Im Jahr 1947 wurden Vereinigungen von Laienchristen, die nach den 

evangelischen Räten lebten, ohne jedoch eine klösterliche Gemeinschaft zu bilden, die 

sogenannten Säkularinstitute, als kirchliche Einrichtungen anerkannt. Das 2. Vatikanische 

Konzil behandelte die Säkularinstitute im Ordensdekret, grenzt sie aber von den 

Ordensgemeinschaften ausdrücklich ab. Der Arbeitsgemeinschaft der österreichischen 

Säkularinstitute gehören heute neun Institute an.  

Das 2. Vaticanum zielte mit dem „Dekret über die zeitgemäße Erneuerung des Ordenslebens“ 

auf die Abschaffung überlebter Gebräuche, etwa was die Gestaltung der Ordenstracht betrifft, 

und hat innerhalb der Orden einschneidende Veränderungen bewirkt. Mit der Mahnung, dass es 

innerhalb der Gemeinschaften keine „Standesunterschiede“, sondern ein geschwisterliches 

Miteinander geben soll, wurden in den Klöstern die Unterschiede zwischen Mönchen und 

Brüdern, zwischen Chor- und Laienschwestern aufgehoben. Laienbrüder und –schwestern waren 

bislang in den Konventen keine Vollprofessen gewesen, hatten keinen Sitz im Kapitel, waren 

nicht zu vollem Chordienst verpflichtet, sondern wurden vielmehr für die im Kloster 

notwendigen Handarbeiten eingesetzt. Der Verweis des Konzilsdekrets, dass Kleriker und Laien 

Glieder ihrer Gemeinschaft „in gleicher Weise [sind], mit den gleichen Rechten und Pflichten, 

abgesehen von denen, die sich aus den heiligen Weihen ergeben“ (PC 15), hat die Frage offen 

gelassen, worin nunmehr das aussagbare Spezifikum des Ordenslebens besteht und worin sich 

Ordensfrauen und Ordensmänner, die nicht Priester sind, vom Laienstand unterscheiden. 

Hatte der CIC von 1917 noch zwischen Gemeinschaften mit einfacher Profess (Kongregationen) 

und mit feierlicher Profess unterschieden und nur letztere als Orden im eigentlichen Sinn 

definiert, gibt es im geltenden CIC von 1983 diese Unterscheidung nicht mehr (wenngleich sie 

aber aufgrund des Eigenrechts der Gemeinschaften weiter besteht). Der geltende CIC kennt nur 

mehr die zeitlichen, also nur für eine bestimmte Zeit abgelegten Gelübden, und die ewigen 

Gelübde. Es ist sogar der Begriff „Orden“ selbst aus dem Kirchenrecht verschwunden. Es wird 

vielmehr zwischen „Instituten des geweihten Lebens“ und „Gesellschaften des apostolischen 

Lebens“ unterschieden. Zu ersteren gehören sowohl die Religioseninstitute als auch die 

Säkularinstitute. In beiden wird die Profess auf die evangelischen Räte abgelegt, jedoch pflegen 

nur die Religiosen eine vita communis. 
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Die Gesellschaften des apostolischen Lebens kennen keine öffentlichen Ordensgelübde, aber 

da in den Konstitutionen dieser Gemeinschaften die Mitglieder auf die Einhaltung der 

evangelischen Räte verpflichtet werden, ist die Unterscheidung nur kirchenrechtlich relevant, 

wenn es etwa um Fragen der Dispens von den Gelübden bei Austritten aus dem Orden geht. Zu 

den Gesellschaften des apostolischen Lebens zählen vor allem Priestergemeinschaften wie die 

Lazaristen, Palottiner, Salesianer Don Boscos und Steyler Missionare. 

Relevant ist auch die Unterscheidung zwischen Religioseninstituten päpstlichen Rechts und 

solchen bischöflichen Rechts. Erstere unterstehen dem Apostolischen Stuhl, die Generaloberen 

sind nur gegenüber der Religiosenkongregation berichtspflichtig. Lediglich für die Errichtung 

einer Niederlassung ist die Zustimmung des Ortsbischofs notwendig. Religioseninstitute 

bischöflichen Rechts unterstehen der Jurisdiktion des Diözesanbischofs, zu ihnen gehören die 

Kongregationen und damit die meisten Frauenorden. Seine Verantwortlichkeiten über 

Frauenkonvente wie Visitation und Examinierung der Frauen vor Ablegung der Ordensgelübde 

delegierte der Ortsordinarius häufig an Vorsteher benachbarter Männerklöster (siehe oben 

Aufgaben der Konsistorien im 17. Jahrhundert). 

Superiorenkonferenzen sind vom hl. Stuhl errichtete Zusammenschlüsse höherer Oberer und 

Oberinnen, die der Kooperation und Koordinierung der Ordensleute auch über den eigenen 

Orden hinaus dienen und innerkirchliche wie außerkirchliche Vertretungsaufgaben wahrnehmen. 

Die Superiorenkonferenz der männlichen Ordensgemeinschaften Österreichs wurde 1959 

gegründet, unmittelbarer Anlass waren die Verhandlungen zum Vermögensvertrag von 1960.  

Während viele Orden und Kongregationen seit den 1960er Jahren an Mitgliederschwund leiden 

und um ein zeitgemäßes Profil ihrer Berufung ringen, sind andererseits in den letzten 

Jahrzehnten eine Vielzahl neuer Formen geistlicher Bewegungen entstanden, die unter dem 

Begriff Movimenti zusammengefasst werden. Hinter den Schlagworten „charismatische 

Erneuerung“ und „Neuevangelisierung“ verbergen sich mitunter recht traditionalistische 

Auffassungen einer vita apostolica. 
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